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Sind der Bundesregierung die näheren Umstän- 
de des seit dem 25. Oktober 1985 im südafrikani- 
schen Gefängnis Pollsmoor unter den Bedingun- 
gen des Notstandsrechts inhaftierten deutschen 
Pfarrers Gottfried Kraatz, 44 Jahre, verheiratet, 
vier Kinder, bekannt, gegen den bis heute keine 
Klage erhoben wurde und dem weder ein 
Rechtsbeistand noch Besuche - mit Ausnahme 
des wöchentiichen einhalbstündigen Besuchs 
seiner Frau - gewährt werden, und was hat die 
Bundesregierung unternommen bzw. was wird 
sie unternehmen, um Pfarrer Kraatz in die Lage 
zu versetzen, seine Rechte wahrzunehmen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 20. Dezember 1985 

Pastor Kraatz ist am Morgen des 12. Dezember 1985 aus der Haft entlas- 
sen worden. Diese Freüassung ist das Ergebnis der intensiven und ener- 
gischen Bemühungen der Bundesregierung in den vergangenen Wochen. 

Das Generalkonsulat Kapstadt und die Botschaft Pretoria haben sich 
wiederholt gegenüber den Gefängnisbehörden, dem Oberkommandie- 
renden der südafrikanischen Pohzei, dem stellvertretenden Chef der 
Sicherheitspohzei und dem südafrikanischen Außenministerium für die 
sofortige Freüassung von Pfarrer Kraatz und seinen politischen Mitgefan- 
genen eingesetzt und Gewährleistung der konsularischen Betreuung 
sowie Gesprächserlaubnis für den Rechtsanwalt von Pfarrer Kraatz gefor- 
dert. 

Die südafrikanischen Behörden haben daraufhin die konsularische 
Betreuung gestattet, die von unserem Generalkonsiüat Kapstadt mehr- 
fach wahrgenommen wurde und dem Anwalt von Pfarrer Kraatz eine 
Besuchserlaubnis erteüt. Pfarrer Kraatz hatte durch seine Ehefrau die 
Bundesregierung wiederholt darauf hingewiesen, daß er keine auf ihn 
selbst beschränkte Intervention wünsche, vielmehr solle die Bundesre- 
gierung gleichzeitig die Freilassung aller mit ihm Verhafteten verlangen. 
Unsere Vertretungen haben sich ständig mit Frau Kraatz abgestimmt und 
bei ihren Interventionen jeweüs auch unsere generelle Forderung nach 
Freüassung aUer pohtischen Häftlinge erneuert. 

Für welche Befreiungsbewegungen in welchen 
Ländern hat die Bundesregierung und hier ins- 
besondere der Bundesminister der Verteidigung 
bisher humanitäre Hüfe zur Verfügung gestellt, 
um ein Zeichen der Sympathie für den Kampf 
der jeweüigen Bewegung zu setzen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 23. Dezember 1985 

Die humanitäre Hüfe der Bundesregierung soU als Soforthüfe kurzfristig 
dazu beitragen, akute Notlagen zu beheben. Als Flüchthngshüfe geht sie 
über Soforthüfsmaßnahmen hinaus, wenn Flüchtlinge nicht nur für kurze 
Zeit in einem Aufnahmeland verweüen müssen. 

Die humanitäre Hüfe der Bundesregierung soU möghchst unmittelbar den 
notleidenden Menschen zugute kommen und wird vom Auswärtigen Amt 
über internationale Organisationen, private Hüfsorganisationen und 
unsere Auslandsvertretungen durchgeführt. 


2. Abgeordnete 

Frau 

Eid 

(DIE GRÜNEN) 


1. Abgeordneter 

Dr. Solms 

(FDP) 
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Für Befreiungsbewegungen wird humanitäre Hilfe nicht zur Verfügung 
gestellt. Sinn der humanitären Hilfe ist die Linderung der Not, nicht die 
Parteinahme für den Kampf einer Befreiungsbewegung. Dies güt auch für 
die Fälle, in denen sich der Bunde snünister der Verteidigung z. B. durch 
Bereitstellung von Sanitätsmaterial aus Überschußbeständen oder durch 
Gewährleistung von Transporthilfe im Rahmen der humanitären Hilfe 
betätigt. 


3. Abgeordnete 

Frau 

Eid 

(DIE GRÜNEN) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung der 
Mitarbeiter und des bundesdeutschen Botschaf- 
ters in Zaire, die in einem Bericht des „Rheini- 
schen Merkur/Christ und Welt" vom 16. Novem- 
ber 1985 (Soldaten, die helfen statt zu schießen) 
wie folgt zitiert werden: „Wenn andere kämen, 
bhebe doch die gleiche Misere der Korruption. 
Afrika ist anders, und Mobutu hat es jedenfalls 
besser als seine Vorgänger gemacht?" 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 20. Dezember 1985 

Die von Ihnen aus der Zeitung „Rheinischer Merkur/Christ und Welt" 
vom 16. November 1985 zitierte Äußerung ist weder vom Botschafter der 
Bundesrepubhk Deutschland noch von einem Mitarbeiter der Botschaft in 
Kinshasa gefallen. Die Bundesregierung führt in ihrer Zusammenarbeit 
mit ihren afrikanischen Partnern einen intensiven Dialog. Sie ist sich mit 
ihren Partnern dabei einig, daß Korruption der sozialen und wirtschaft- 
hchen Entwicklung eines jeden Landes schädhch ist. 

Die zairische Regierung hat in ihrer sozialen und wirtschaftiichen Ent- 
wicklungspoütik in Zusammenarbeit mit dem Internationalen Währungs- 
fonds Anpassungsprogramme zur Gesundung und Konsohdierung in 
Gang gesetzt. Bestandteü dieser Programme sind auch Maßnahmen zur 
Steigerung der Effizienz in der Verwaltung. Diesen Prozeß hat die Bun- 
desregierung in der Vergangenheit durch ihr entwicklungspotitisches 
Engagement unterstützt und wird dies auch in Zukunft tun. 

Voraussetzung für den Erfolg der Anpassungsprogramme ist auch die 
Fortsetzung der von Präsident Mobutu im Gegensatz zu seinen Vorgän- 
gern erfolgreich betriebenen Politik zur Wahrung des inneren Zusam- 
menhalts des Landes mit ca. 350 verschiedenen ethnischen Gruppierun- 
gen auf einem Gebiet von der Größe Westeuropas. 


4. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte (Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 4. November 1985 und 2. Dezem- 
ber 1985) zu, denen zufolge während der „Deut- 
schen Kvüturwoche" in Bukarest die Rede des 
Leiters der Abteilung Kulturpohtik im Auswärti- 
gen Amt durch den rumänischen Dolmetscher- 
dienst manipuMert wurde, so daß seine Aussagen 
zu der deutschen Minderheit in Rumänien nicht 
zu hören waren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 3. Januar 1986 

Die Bundesregierung widmet der Situation der deutschsprachigen Min- 
derheit ihre besondere Aufmerksamkeit. Die deutsche Kulturwoche in 
Rumänien enthielt deshalb einige Programmteüe, die auch in den 
deutschsprachigen Gebieten vorgeführt wurden (Klausenburg, Her- 
mannstadt). 
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Bei der offiziellen Eröffnung der Kulturwoche ging der Leiter der Kultur- 
abteilung des Auswärtigen Amtes auch auf die Situation der Deutschen 
in Rumänien ein. Diese Rede wurde von der Botschaft der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Bukarest in die rumänische Sprache übersetzt und 
sowohl auf einer Pressekonferenz als auch in der Eröffnungsveranstal- 
tung verteilt, so daß die gesamte Rede der öffentiichkeit bekannt war. 

Auf Einladung der rumänischen Regierung reiste der Leiter der Kultur ab - 
teüimg des Auswärtigen Amtes auch nach Siebenbürgen. Dort hatte er 
mehrfach Gelegenheit, die Situation der deutschsprachigen Minderheit 
mit Vertretern der rumänischen Behörden und der Deutschen zu erörtern. 
Auch bei seinen Gesprächen in Bukarest mit Vertretern der rumänischen 
Regierung wurde die Lage der Deutschen behandelt. 


5. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es weiter zu, daß in derselben Veranstal- 
tung Wortmeldungen einiger Siebenbürger 
Schriftsteller geflissentlich übersehen wurden, 
bis eine Schriftstellerin aus der Bundesrepublik 
Deutschland die Aufmerksamkeit auf die Sie- 
benbürger Kollegin lenkte? 


6. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung diese Vor- 
gänge vor dem Hintergrund, daß es sich um eine 
vom Münchener Goethe -Institut ausgearbeitete 
und verantwortete Veranstaltung handelte, bei 
der auch deutsche Steuermittel eingesetzt 
wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 3. Januar 1986 

Die Veranstaltung von Kulturwochen der Bundesrepublik Deutschland 
ist ein wichtiges Element unserer Kulturpolitik mit den Staaten Mittel- 
und Osteuropas. Diese Kulturwochen werden zum überwiegenden Teü 
vom Goethe-Institut München im Auftrag der Bundesregierung vorberei- 
tet und durchgeführt. Das Programm wird in enger Absprache mit dem 
Auswärtigen Amt und in Übereinstimmung mit den Gastgebern festge- 
legt. 

Im Rahmen der Kulturwoche in Rumänien fand ein vielbeachtetes Schrift- 
stellersymposium mit deutschen imd rumänischen Schriftstellern statt. 
Kritisiert wurde von allen Beteiligten, daß deutschsprachige Schriftsteller 
aus Rumänien vom rumänischen Schriftstellerverband als Gastgeber 
nicht eingeladen worden waren. Erst auf Initiative der Botschaft, des 
Goethe-Instituts und der eingeladenen Schriftsteller aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland nahmen auch zahlreiche deutschsprachige Schriftsteller 
aus Rumänien teü. 

Zunächst durch den rumänischen Vorsitzenden übersehene Wortmeldun- 
gen dieser Schriftsteller wurden auf Grund von Hinweisen von Kollegen 
aus der Bundesrepublik Deutschland berücksichtigt, so daß es zu einem 
lebhaften Gedankenaustausch und einer intensiven Diskussion kam. 

Im Hinbhck auf die Teünahme deutschsprachiger Schriftsteller aus 
Rumänien und von Schriftstellern aus der Bundesrepublik Deutschland 
sowie ihrem Gedankenaustausch betrachtet die Bundesregierung auch 
das Schriftstellertreffen als Teü der Kulturwoche der Bundesrepublik 
Deutschland in Rumänien als vollen Erfolg. 
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Welche konkreten Maßnahmen plant die Bun- 
desregierung, um die kulturelle Hilfe für die in 
Rumänien verbleibenden Deutschen zu verstär- 
ken, nachdem das Deutsche Theater in Her- 
mannstadt (Rumänien) möglicherweise vor der 
Schließung steht, eine deutschsprachige Litera- 
turzeitung in Rumänien wegen der abnehmen- 
den Abonnentenzahl gefährdet ist und aktuelle 
Lehrmaterialien für deutsche Schulen in Rumä- 
nien fehlen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 20. Dezember 1985 

Die Bundesregierung fördert die in Rumänien verbleibenden Deutschen 
durch eine Reihe von Maßnahmen und trägt so zur Wahrung ihrer 
kulturellen Identität bei. Neben Buch- und Sachspenden an deutsche 
Schulen und an die germanistischen Lehrstühle sind die Unterstützung 
deutschsprachiger Zeitschriften, die Entsendung von Lektoren und die 
Entsendung von deutschen Künstlern zu erwähnen. 

Zur Zeit sind im Auswärtigen Amt Überlegungen im Gange, wie unsere 
Unterstützung ausgebaut und intensiviert werden kann. 

Die Reise des Leiters der Kulturabteüung des Auswärtigen Amtes nach 
Siebenbürgen und seine Gespräche mit Vertretern der deutschsprachi- 
gen Minderheit ergaben, daß eine Unterstützung durch die Bundesregie- 
rung insbesondere in folgenden Bereichen erwünscht und sinnvoll er- 
scheint; 

- Schulen, 

- Hochschulen, 

- Medien, 

- Kiüturleben im engeren Sinne. 

Die Bundesregierung wird ein konkretes Programm zur Unterstützung 
der in Rumänien verbleibenden Deutschen ausarbeiten und bei den 
nächsten Gesprächen auf Regierungsebene der rumänischen Seite einen 
entsprechenden Vorschlag unterbreiten. 


7. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


8. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Was ist der Bundesregierung über das Schicksal 
des in der UdSSR wegen seines christlichen 
Glaubens verurteüten Rußlanddeutschen 
Kornelius Kröker bekannt, und was wird die 
Bundesregierung bei den sowjetischen Behör- 
den unternehmen, um eine möglichst rasche 
Freilasung Krökers zu erreichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ruhfus 
vom 23. Dezember 1985 

Die Bundesregierung hat Kenntnis von der Venirteilung von Kornelius 
Kröker. Den ihr vorliegenden Informationen zufolge ist Kröker Sowjet- 
bürger deutscher Nationalität und gehört der nicht staatlich registrierten 
Baptistengemeinde in Nowosibirsk an. Ob er ausschließlich wegen seiner 
religiösen Überzeugung veriirteüt worden ist, hat sich bisher nicht fest- 
stellen lassen. 

Die Bundesregierung sieht in dem Vorgehen gegen Kröker einen weite- 
ren Beleg für den verstärkten Druck der sowjetischen Behörden auf die 
Religionsgemeinschaften und insbesondere auf die nichtregistrierten 
Gemeinden. 
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Die Bundesregierung weist die Sowjetunion bei jeder geeigneten Gele- 
genheit darauf hin, daß die Unterdrückung grundlegender Menschen- 
rechte, wo immer sie erfolgt, eine Verletzung der einschlägigen interna- 
tionalen Normen darstellt. 

Der Einsatz der Bundesregierung im humarütären und Menschenrechts- 
bereich gilt vorrangig den Anliegen und Problemen der Deutschen in der 
UdSSR. 

Im Rahmen dieser Bemühungen wird sich die Bundesregierung, sobald 
sich eine aussichtsreiche Gelegenheit dafür bietet, auch für eine Verbes- 
serung der Lage von Kornelius Kröker einsetzen. 

9. Abgeordneter 

Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer-Landrut 
vom 27. Dezember 1985 

Die Verhaftung dreier Rußlanddeutscher vor der deutschen Botschaft in 
Moskau sowie der Hungerstreik 23 Rußlanddeutscher in Kasachstan am 
10. Dezember 1985, dem Tag der Menschenrechte, sind der Bundesregie- 
rung bekannt. 

Die Aktionen stehen im Zusammenhang mit Ausreisebemühungen der 
Betroffenen. Ein Teü der Ausreiseanliegen wurde bereits durch Auf- 
nahme in Härtefallisten sowie durch Verbalnoten unserer Botschaft in 
Moskau unterstützt. Zur weiteren Förderung der Ausreisewünsche ist 
erforderlich, daß die betroffenen Familien mit der Botschaft Kontakt 
halten und sie über die weitere Entwicklung der Ausreiseverfahren 
unterrichten. Dies güt insbesondere für die Familien der drei verhafteten 
Rußlanddeutschen, die sich seit dem 10. Dezember 1985 nicht mehr 
an die Botschaft gewandt haben. 

Die Bundesregierung wird die Ausreiseanliegen der betroffenen Familien 
im Auge behalten und die begrenzten Möglichkeiten zur Hüfe ausschöp- 
fen. Diplomatisch-konsiüarischen Schutz kann sie allerdings nicht 
gewähren, da die Ausreisewilligen von den sowjetischen Behörden aus- 
schließlich als sowjetische Staatsangehörige in Anspruch genommen 
werden. 

10. Abgeordneter 

Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Meyer-Landrut 
vom 27. Dezember 1985 


Ist der Bundesregierung die Entschließung des 
Generalkapitels des Redemptoristen-Ordens 
vom November 1985, imterzeichnet von Pater 
General Juan M. Lasso de la Vega, zur Entfüh- 
rung des philippinischen Mitbruders des Ordens, 
Rudy Romano, bekannt, und wird die Bundesre- 
gierung angesichts der weltweit gerichteten Bit- 
te des Ordens entsprechende Bemühungen ge- 
genüber den philippinischen Behörden zur Lö- 
sung dieses Falles unternehmen? 


Ist der Bundesregierung die Verhaftung dreier 
Rußlanddeutscher vor der deutschen Botschaft in 
Moskau sowie der Hungerstreik 23 Rußland- 
deutscher in Kasachstan am Tag der Menschen- 
rechte bekannt, und was hat die Bimdesregie- 
rung zum Schutz der und zur Fürsorge für die 
Betroffenen unternommen? 


Die von Ihnen zitierte Entschließung des Generalkapitels der Redemp- 
toristen zum Fall von Pater Rudy Romano liegt der, Bundesregierung 
nicht vor. 
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Die Entführung von Pater Romano beunruhigt die Bundesregierung, 
insbesondere, da dies nicht der erste Übergriff auf Kirchenvertreter auf den 
Philippinen ist. Mit solchen Vorfällen erhält die Menschenrechtsproble- 
matik in diesem Land eine neue Dimension: Durch Übergriffe auf Kir- 
chenvertreter wird eine gesellschaftliche Gruppe getroffen, die bisher 
noch am ehesten im Stande war, die Lage notleidender Teüe der Bevöl- 
kerung zur Sprache zu bringen und zwischen den Extremen zu vermit- 
teln. 

Der Fall von Pater Romano wurde auch mit unseren europäischen Part- 
nern erörtert. Ende Oktober 1985 erhielt der Vertreter der Präsidentschaft 
in Manila Weisung, sich im Namen der EG-Mitgliedstaaten über das 
Schicksal von Pater Romano zu erkundigen. Die Demarche brachte kein 
unmittelbares Ergebnis. Der amtierende philippinische Außenminister 
sagte jedoch zu, beim Verteidigungsministerium die Beantwortung eines 
bereits vorliegenden Auskunftsersuchens anzumahnen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

11. Abgeordneter 
Keller 
(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 

vom 19. Dezember 1985 

1. § 3 des Gesetzes über die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
vom 20. März 1980 (BGBl. I S. 309) enthält in Abs. 1 Nr. 4 der Stati- 
stik der rechtskräftigen Urteüe in Ehesachen die Bestimmung, daß mit 
Hüfe von Zählkarten neben anderen Tatbeständen auch die Erhebung 
der rechthchen Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Kir- 
che, Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft und 
Staatsangehörigkeit der Ehegatten erfaßt werden. 

In § 3 Abs. 2 ist geregelt, daß die Zählkarten von den Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle des Gerichts erster Instanz nach Rechtskraft des 
Urteüs auf Gruiid der Gerichtsakten ausgefüllt werden. Diese Vor- 
schrift war anläßlich einer Sitzimg des Ausschusses für Justizstatistik 
vom 21. bis 23. Oktober 1980 in Bremen vom Bayerischen Staatsmini- 
sterium der Justiz zur Diskussion gestellt worden, da vom Bayerischen 
Statistischen Landesamt festgestellt worden war, „daß in etwa 45 v. H, 
aller rechtskräftig erledigten Scheidungssachen zur Frage nach der 
Rehgionszugehörigkeit in der Zählkarte für Famüiensachen die Posi- 
tion ZB Nr. 8 (, ungeklärt, ohne Angabe') angekreuzt ist, während in 
den früheren Jahren der Prozentsatz wesentlich niedriger gewesen sei 
(etwa 10 V. H. bis 15 v. H.)". Auch von anderen Bxmdesländem wurde 
über ähnliche Entwicklungen bei der Ausfüllimg der Zählkarten in 
Ehesachen berichtet. 

Der Ausschuß kam deshalb zu der Feststellung, daß die Zahlen über 
die Religionszugehörigkeit keinen Aussagewert mehr haben. Im übri- 
gen vertrat der Ausschuß die Auffassung, daß der Richter nach der 
gegenwärtigen Gesetzeslage nicht verpflichtet sei, die Religionszu- 
gehörigkeit für die statistische Erhebung abzufragen. 


Wie erklärt sich die Bundesregierung, warum in 
der Statistik der rechtskräftigen Urteüe in Ehesa- 
chen, die gemäß dem Bevölkerungsstatistikge- 
setz durch geführt wird, seit Jahren im Vorgriff 
auf eine Änderung des Gesetzes der Nachweis 
der rechtlichen Zugehörigkeit zu einer Reli- 
gionsgesellschaft bei Ehescheidungen einge- 
stellt wurde, ohne jedoch die Gesetzesänderung 
nachzuholen, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, bei der bevorstehenden Novellierung des 
Bevölkerungsstatistikgesetzes eine entsprechen- 
de Änderung vorzunehmen? 
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Das Bayerische Staatsministerium der Justiz ordnete mit Rundverfü- 
gung vom 12. Mai 1981 für seinen Zuständigkeitsbereich an, daß in 
der Zählkarte die Angabe der Religionszugehörigkeit mit sofortiger 
Wirkung entfällt. Diese Regelung wurde sodann auch von den Justiz- 
ministern anderer Bundesländer übernommen. 

2. Bei der anstehenden Novellierung des Bevölkerungsstatistikgesetzes 
wird zu erörtern sein, ob in Zukunft der Nachweis der rechtlichen 
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft 
in der Statistik der rechtskräftigen Urteile in Ehesachen beibehalten 
werden kann. Mit der Novellienmg sind gleichzeitig auch die Anfor- 
derungen aus dem „Volkszählungsurteü" des Bundesverfassungsge- 
richts vom 15. Dezember 1983 (BVerfG 65,1) zu berücksichtigen, die 
für die Beurteüung der Frage der Beibehaltung der Auskunftspflicht 
hinsichtlich der Religionszugehörigkeit von Bedeutung sind. 


Ist aus der Tatsache, daß sich der Bundesminister 
des Innern in seiner Rede zum Haushalt 1986 vor 
dem Deutschen Bundestag am 28. November 
1985 nicht zur Novellierung des Zivilschutzes 
geäußert hat, zu schÜeßen, daß die Bundesregie- 
rung nicht bereit ist, dem einstimmigen Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom Juli 1980 zu 
folgen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Dezember 1985 

Die Bundesregierung ist entschlossen, der Forderung des Deutschen 
Bundestages vom 3. Juli 1980 nach Vereinfachung und Verbesserung der 
Zivüschutzgesetzgebung Rechnung zu tragen. Der vom Bundesminister 
des Innern im Juni 1984 erstellte Vorläufige Referentenentwurf eines 
neuen Zivüschutzgesetzes befindet sich im Abstimmungs verfahren. 


12. Abgeordneter 

Dr. Nöbel 

(SPD) 


13. Abgeordneter Für den Fall, daß die Bundesregierung doch be- 

Dr. Nöbel reit sein sollte, dem Votum des Deutschen Bun- 

(SPD) destages zu folgen, wann kann damit gerechnet 

werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Dezember 1985 

Es kann noch keine definitive Aussage über den Zeitpunkt der Vorlage 
eines Gesetzentwurfs durch die Bundesregierung getroffen werden. 


14. Abgeordneter Warum ist bei den Neubauplanungen „Gäste- 

Dr. Nobel haus des Bundes auf dem Petersberg" keine 

(SPD) direkte Unterbringung und nicht einmal ein 

Aufenthaltsraum für die sich dort im Einsatz 
befindlichen Beamten des Bundesgrenzschutzes 
vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Dezember 1985 

Die Feststellung trifft nicht zu. 


15. Abgeordneter Wie oft sind dadurch täglich Transportfahrten 

Dr. Nöbel von Sankt Augustin zum Petersberg und zurück 

(SPD) erforderlich? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 19. Dezember 1985 

Die Konzeption zum Schutz des Gästehauses Petersberg ist noch nicht 
abgeschlossen. Daher kann auch noch keine Aussage zur Anzahl der 
täghchen Einsatzfahrten gemacht werden. 


16. Abgeordneter 
Schröer 
(Mülheim) 
(SPD) 


Gegen wie viele der Urteile der Verwaltungsge- 
richte, die einem türkischen Asylbewerber die 
Asylberechtigung zugesprochen haben, hat der 
Bundesbeauftragte für Asylangelegenheiten je- 
weils in den Jahren seit 1980 beim Oberverwal- 
timgsgericht Lüneburg Rechtsbehelf eingelegt, 
und wie lauten die entsprechenden Zahlen über 
die Rechtsbehelfspraxis des Bundesbeauftragten 
für die anderen Oberverwaltungsgerichte/Ver- 
waltungsgerichtshöfe (mit Ausnahme von Bay- 
ern) - absolute und prozentuale Zahlen? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 19. Dezember 1985 

Die Zahlen der Rechtsmittel des Bundesbeauftragten für Asylangelegen- 
heiten betreffend türkische Asylbewerber, denen Verwaltungsgerichte 
einen Asylanspruch zuerkannt haben, ergeben sich - auf ge schlüsselt 
nach Gerichtsbezirken - für die Jahre 1980 bis 1985 aus der folgenden 
Aufstellung: 


Oberverwaltungsgericht/ 

Verwaltimgsgerichtshöfe 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

(bis 

1. Dez.) 

Lüneburg 

(ohne Jeziden) 


10 

42 

48 

26 

25 = 151 

(mit Jeziden) 

— 

10 

60 

135 

51 

150 = 406 

Berlin 

— 

3 

11 

10 

— 

— = 24 

Bremen 

— 

— 

— 

1 

— 

8 = 9 

Hamburg 

— 

— 

. 28 

13 

4 

14 = 59 

Kassel 

1 

32 

14 

7 

7 

29 = 90 

Koblenz 

— 

— 

3 

10 

1 

7 = 21 

Mannheim 

— 

18 

67 

34 

30 

17 = 166 

Münster 

3 

25 

37 

24 

4 

10 = 103 

Saarlouis 

— 

1 

2 

3 

1 

1 = 8 


Eine prozentuale Aufschlüsselung ist nicht möglich, da die Gesamtzahl 
der Urteüe, die einem türkischen Asylbewerber die Asylberechtigung 
zuerkannt haben, nicht bekannt ist. 


17. Abgeordneter 
Schröer 
(Mülheim) 
(SPD) 


Inwieweit ist die Behauptung richtig, daß der 
Bundesbeauftragte prinzipiell im Zuständig- 
keitsbereich des Oberverwaltungsgerichts Lü- 
neburg gegen asylanerkennende erstinstanzli- 
che Urteüe für Türken Rechtsmittel einlegt, wäh- 
rend er in anderen Bundesländern überhaupt 
nicht oder zumindest wesentlich zurückhalten- 
der von seinen Rechtsbehelfsmöglichkeiten Ge- 
brauch macht? 
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Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 19. Dezember 1985 

Der Bundesbeauftragte für Asylangelegenheiten legt im Zuständigkeits- 
bereich des Oberverwaltungsgerichts (OVG) Lüneburg nicht prinzipiell 
gegen die den Asylanspruch zuerkennenden erstinstanzlichen Urteile für 
Türken Rechtsmittel ein, sondern er prüft auch hier im Einzelfall, ob die 
betreffende Entscheidung mit der Rechtsprechung des Obergerichts und 
der des Bundesverwaltungsgerichts vereinbar ist. 

Die relativ hohe Zahl von beim OVG Lüneburg anhängigen Rechtsmitteln 
des Bundesbeauftragten erklärt sich damit, daß von den seit 1980 einge- 
legten 406 Rechtsmitteln allein 255 türkische Staatsangehörige jezidi- 
scher Religionszugehörigkeit betreffen. Das Verwaltungsgericht (VG) 
Stade und das VG Hannover billigen Jeziden aus der Türkei unter 
Abweichung von der vom Bundesverwaltungsgericht bestätigten ein- 
schlägigen Rechtsprechung des OVG Lüneburg einen Asylanspruch 
wegen ihrer Religionszugehörigkeit zu. 

Das Ausmaß der Rechtsmittelpraxis des Bundesbeauftragten in Asylstrei- 
tigkeiten türkischer Staatsangehöriger und das im Vergleich der einzel- 
nen OVG-Bezirke bestehende Gleichmaß ergibt sich aus der zu Frage 16 
erstellten tabellarischen Übersicht. 


18. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß der Bundesbeauftragte an- 
läßlich einer Caritas-Rechtsberaterkonferenz im 
Mai 1983 gegenüber einem Anwalt erklärt hat, 
daß die häufige Versäumung von Rechtsmittel - 
fristen durch ihn ohne Bedeutung sei, weü die 
Gerichte bei Wiedereinsetzungsgesuchen immer 
Verständnis für seine Arbeitsbelastung gezeigt 
hätten, und bei wie vielen der von ihm eingeleg- 
ten Rechtsbehelfen hat der Bundesbeauftragte 
jeweüs in den Jahren seit 1980 Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand beantragt (absolute 
und prozentuale Zahlen)? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 19. Dezember 1985 

In den von Januar 1980 bis November 1985 vom Bundesbeauftragten 
eingeleiteten insgesamt 7 448 Klage-, Berufungs- und Revisionsverfahren 
mußte in insgesamt 40 Fällen Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragt werden. 


1980 

in 

einem Fall 

von 

115 

Rechtsmittelfällen 

1981 

in 

keinem Fall 

von 

303 

Rechtsmittelfällen 

1982 

in 

vier Fällen 

von 

441. 

Rechtsmittelfällen 

1983 

in 

vier Fällen 

von 

650 

Rechtsmittelfällen 

1984 

in 

14 Fällen 

von 

1 374 

Rechtsmittelfällen und 


(davon 10 in einer 

Sammelsendung) 


1985 

in 

17 FäUen 

von 

3 565 

Rechtsmittelfällen 


(davon 9 in einer Sammelsendung) 


Von diesen 40 Wiedereinsetzungsanträgen waren wegen nicht vom Bun- 
desbeauftragten zu vertretender Umstände (verzögerter Postlauf, gerichts- 
interne Fehlleistung o. ä.) 31 erfolgreich, zwei erfolglos; über sieben 
Anträge ist bisher noch nicht entschieden. 

Diese Zahlen belegen, daß der Bundesbeauftragte nur in geringem 
Umfang (ca. 0,5 v. H. aller Fälle) Wiedereinsetzungsanträge stellen 
mußte und daß diese in der Mehrzahl durch nicht von ihm zu vertretende 
Umstände erforderlich wurden. 
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Der Bundesbeauftragte hat auf Nachfrage nachdrücklich in Abrede 
gestellt, die behauptete Äußerung getan zu haben. Dem widerspricht 
auch die Erfolgsquote der gestellten Wiedereinsetzunganträge; im übri- 
gen wird organisatorisch bedingtes Verschulden regelmäßig von den 
Gerichten nicht als für die Begründetheit von Wiedereinsetzungsanträ- 
gen ausreichend angesehen. 

19. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 23. Dezember 1985 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz ist anläßlich der von Ihnen 
genannten Betriebsbesetzung im Januar 1982 nicht tätig geworden. 


Trifft es zu, daß Beauftragte des Bundesamtes 
und Landesamtes für Verfassungsschutz vom 
10. Januar 1982 bis zum 28. Januar 1982 wäh- 
rend der Betriebsbesetzung der Femsehfarbbild- 
röhrenfabrik VIDEOCOLOR GmbH, Werk Do- 
nautal in 7900 Ulm/Donau innerhalb des Be- 
trieb sgeländes als Journalisten getarnt observier- 
ten, und die Telefonanschlüsse der IG-Metall- 
Ortsverwaltung in Ulm, des ehemaligen Be- 
triebsratsvorsitzenden Karl-Heinz Becker in 
Langenau- Alb eck sowie des ehemaligen Streik- 
sprechers Udo Tischer in Laichingen-Machtols- 
heim in diesem Zeitraum abgehört bzw. über- 
wacht wurden? 


Wie bewertet die Bimdesregierung die dramati- 
sche Bilanz einer vom „stem" in Auftrag gege- 
benen Untersuchung, wonach die Darstellimg 
von Gewalt im Fernsehen insgesamt und vor 
allem auch im Vorabendprogramm drastisch zu- 
genommen hat (vgl. „Stern" Nr. 51 vom 12. De- 
zember 1985)? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 23. Dezember 1985 

Inwieweit die in der erwähnten Untersuchung mitgeteilten Ergebnisse 
den Tatsachen entsprechen, vermag die Bundesregierung nicht zu 
bewerten. Eine Programmbeobachtung im einzelnen gehört nicht zu 
ihren Aufgaben. 

Die Veranstaltung von Rundfunk ist nach der Kompetenzverteüung des 
Grundgesetzes - abgesehen von Rundfunkveranstaltungen für ganz 
Deutschland und das Ausland — Aufgabe der Länder. In den rundfunk- 
rechtlichen Bestimmungen der Länder ist die Programmkontrolle der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten besonderen Gremien übertra- 
gen worden. Für private Rundfunkveranstalter sind spezielle rundfunk- 
rechtliche Regelungen getroffen worden oder werden vorbereitet. Auch 
soweit Verstöße gegen jugendschutz- und strafrechtliche Bestimmungen 
Vorkommen, ist es Aufgabe der in den Ländern für die Rechtsaufsicht 
über die Rimdfunkveranstalter sowie den Jugendschutz bzw. die Straf- 
verfolgung zuständigen Behörden, diesen nachzugehen und gegebenen- 
falls zu ahnden. Im übrigen kommt den erwähnten Aufsichtsgremien die 
Verantwortung zu, möglichen Auswüchsen entgegenzutreten. 

Ungeachtet dieser Kompetenzverteüung nimmt die Bundesregierung 
ihre gesellschaftspolitische Verantwortung sehr ernst und beobachtet in 
diesem Zusammenhang auch Erscheinungsformen, wie sie in dem 
erwähnten Artikel dargestellt sind, in ihrer Tendenz. 


20. Abgeordneter 
Duve 
(SPD) 
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Die Bundesregierung hält einen wirksamen Jugendschutz im Rundfunk 
für unerläßlich. Diese Auffassung hat die Bundesregierung in den vom 
Bundeskabinett am 13. März 1985 beschlossenen „Vorstellungen des 
Bundes für eine Medienordnung der Zukunft" (vgl. Bulletin Nr. 29 vom 
16. März 1985) erneut durch die Forderung unterstrichen, daß dem 
Schutz der Jugend, der Familie und der Gesundheit bei der Weiterent- 
wicklung der neuen Medien besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist. 

Die gesetzgeberischen Möglichkeiten des Bundes in diesem Bereich sind 
begrenzt. Im Rahmen seiner Kompetenzen für das Strafrecht (Artikel 74 
Nr. 1 GG) und die „öffentliche Fürsorge" (Artikel 74 Nr. 7 GG) hat der 
Bundesgesetzgeber mit Wirkung vom 1. April 1985 die Neufassung des 
Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit, einschließlich der 
Änderungen der §§131 und 184 StGB imd des Gesetzes über die Verbrei- 
tung jugendgef ährender Schriften vorgenommen. Die neuen Jugend- 
schutzbestimmungen für den Video-Markt und insbesondere die Ver- 
schärfung des strafrechtlichen Verbots der Herstellung, Verbreitung und 
Einfuhr gewaltverherrlichender oder -verharmlosender oder die Men- 
schenwürde verletzender, exzessiver Gewaltdarstellungen haben unmit- 
telbar oder mittelbar erhebliche Bedeutung auch für den Jugendschutz in 
Rundfunk und Fernsehen. 

Die Bundesregierung hat in dem oben erwähnten Kabinettsbeschluß 
vom 13. März 1985 ausdrücklich an die Bundesländer appelhert, „im 
Interesse eines bundesweit einheitlichen effektiven Jugendschutzes für 
die Harmonisienmg der Jugendschutzregelungen in den Ländermedien- 
gesetzen Sorge zu tragen". 

Die Bimdesre0enmg wird sich weiterhin im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
dafür einsetzen, daß der nmdfunkrechtliche Jugendschutz verbessert 
wird. Sie begrüßt in diesem Zusammenhang, daß die Konferenz der 
Jugendnünister und -Senatoren der Länder bereits am 1. Juni 1984 einen 
Beschluß zu den Entwicklungen im Bereich des Fernsehens und ihren 
Auswirkungen auf Kinder, Jugendliche und Familien verabschiedet hat, 
der u. a. fordert, „bei der rechtlichen Ausgestaltung der Ordnungsrah- 
men für die medienpohtische Weiter entwicklimg ausreichende Regelun- 
gen für einen wirksamen Schutz von Kindern und Jugendlichen zu 
treffen". Eine durch Beschluß der Jugendminister vom 13. Mai 1983 auf 
der Ebene der Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesjugendbehörden 
gebüdete Länder- Arbeitsgruppe hat den Auftrag, Vorschläge für weitere 
Initiativen der Jugendhüfe auf diesem Gebiet zu entwickeln. 


21. Abgeordneter Wie wird die Bimdesregienmg auf nationaler 

Duve wie auf internationaler Ebene auf den Befund 

(SPD) reagieren, daß die privaten Sender SAT 1 und 

RTL plus erheblich häufiger auch besonders bru- 
tale imd grausame Darstellungen von Gewalt 
ausstrahlen als die öffentlich-rechtlichen Anstal- 
ten, daß diese aber ihrerseits heute ebenfalls 
hemoiungsloser mit Gewaltdarstellungen umge- 
hen als noch vor einigen Jahren? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 23. Dezember 1985 

Die von Ihnen gegebene Darstellung, daß die genannten privaten Sender 
„erheblich häufiger auch besonders brutale und grausame Darstellungen 
ausstrahlen" als die öffentlich-rechtlichen Anstalten, kann nicht bestätigt 
werden. Diese Aussage ist so auch nicht in dem genannten Artikel 
enthalten. 

Hinsichtlich der Verantwortlichkeiten im nationalen Bereich verweise ich 
auf meine Antwort zu Frage 20. 
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Was den internationalen Bereich anbetrifft, verkennt die Bundesregie- 
rung nicht, daß die innerstaatlichen Einspeisungsregelungen ausländi- 
sche Programme nicht erfassen, soweit sie direkt empfangen werden. 
Insoweit gilt grundsätzüch das Recht des Staates, in dem der ausländi- 
sche Rundfunkveranstalter seinen Sitz hat. 

Die Bundesregierung hat sich bereits seit Jahren für bindende europäi- 
sche Rahmenbedingungen eingesetzt und als ersten Schritt in diese 
Richtung im Rahmen der im Europarat verabschiedeten Richtlinien über 
die Nutzung von SateUiten für Fernsehen und Hörfunk vom 7. Dezember 
1984 die Aufnahme von zu beachtenden Grundsätzen erreicht, nach 
denen u. a. „Programme . . . nicht ungebührüch die Gewalt heraussteilen 
(dürfen)" und „die Empfindsamkeit soweit die physische, geistig-seeh- 
sche und morahsche Persönhchkeit von Kindern und Jugendlichen ach- 
ten (müssen), insbesondere, wenn die Wahrscheinlichkeit besteht, daß 
Kinder und Jugendliche in großer Zahl fernsehen". 

Darüber hinaus steht die Bundesregierung nüt der Regierung Luxem- 
burgs in bilateralen Kontakten, um sicherzustellen, daß der luxemburgi- 
sche Programmveranstalter die gleichen Programmanforderungen 
beachtet, die die Länder an deutsche Veranstalter stellen. 


22. Abgeordneter 

Dr. Horahues 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Freiheitli- 
che Deutsche Arbeiterpartei (FAP) und ihre Akti- 
vitäten? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 20. Dezember 1985 

Die im Jahre 1979 gegründete „Freiheitiiche Deutsche Arbeiterpartei" 
(FAP) war bis Ende 1983 auf den Raum Stuttgart beschränkt und bis 
dahin poütisch und zahlenmäßig unbedeutend. Seit dem Verbot der 
„Aktionsfront Nationaler Soziaüsten/Nationale Aktivisten" (ANS/NA) 
am 7, Dezember 1983 durch den Bundesminister des Innern ist zu erken- 
nen, daß Anhänger der verbotenen ANS/NA bestrebt sind, die FAP zu 
unterwandern. 

Bei den von der FAP ausgehenden Aktivitäten ist zwischen der Tätigkeit 
des Bundesvorstandes und dem Auftreten der in den vergangenen drei 
Jahren neugegründeten Landes- und Kreisverbände zu unterscheiden. 
Während sich die Tätigkeit des durch den Bundesvor sitzenden repräsen- 
tierten Bundesvorstandes auf die Herausgabe einer Pubhkation und ver- 
bandsinterne Auseinandersetzungen beschränkt, liegt die öffentlich- 
keitswirksame Darstellung der FAP in den Händen der neuerrichteten 
Landes- und Kreisverbände. Besondere Aktivitäten konnten dabei wäh- 
rend der Wahlkampfzeiten vergangener Landtags- und Kommunalwah- 
len in Baden-Württemberg, Hessen und Nordrhein- Westfalen festgestellt 
werden. 

23. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Homhues es sich hierbei um eine Partei mit faschistischem 

(CDU/CSU) Gedankengut handelt? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 20. Dezember 1985 

Das am 17. März 1979 beschlossene „Aktionsprogramm" der Freiheitli- 
chen Deutschen Arbeiterpartei (FAP) enthält bei einer Gesamtbeurtei- 
lung keine eindeutig rechtsextremistischen Tendenzen. Der Versuch des 
Landesverbandes Nordrhein-Westfalen, das Programm der FAP zu 
ändern und neue programmatische Inhalte in Übereinstimmung mit den 
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Bekenntnissen der verbotenen Aktionsfront Nationaler Sozialisten/ 
Nationale Aktivisten (ANS/NA) durchsetzen, konnte bisher nicht 
verwirkhcht werden. 

Das in der Öffentlichkeit feststellbare Auftreten von Anhängern der FAP, 
das sich teilweise an neonazistischen Ausdrucksformen orientiert, ist 
darauf zurückzuführen, daß ehemals führende Aktivisten der verbotenen 
ANS/NA unter dem Deckmantel der FAP ihre eigenen neonazistischen 
Bestrebungen fortführen. 

24. Abgeordneter Muß nach den der Bundesregierung vorliegen- 

Dr. Hornhues den Erkenntnissen etwas gegen die Aktivitäten 

(CDU/CSU) der FAP unternommen werden, wenn ja, was? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 20. Dezember 1985 

Die Bundesregierung wird im Zusammenwirken mit den Ländern die 
Entwicklung der Freiheitlich Deutschen Arbeiterpartei (FAP) weiter 
sorgfältig beobachten. Sie hat ihre Entschlossenheit, neonazistischen 
Bestrebungen entgegenzutreten, durch das Verbot der Aktionsfront 
Nationaler Sozialisten/Nationale Aktivisten (ANS/NA) einschließlich 
zweier weiterer Organisationen am 7. Dezember 1983 bewiesen. Falls 
Aktivitäten ehemaliger Anhänger der ANS/NA gegen dieses Verbot 
verstoßen, können die zuständigen Behörden der Länder (Staatsanwalt- 
schaften, Polizei und Ordnungsbehörden) die entsprechenden Maßnah- 
men ergreifen. Es liegt kein Grund vor, daran zu zweifeln, daß die 
zuständigen Landesbehörden von den ihnen rechtlich zustehenden Mög- 
lichkeiten Gebrauch machen werden. 


Welche Chancen sieht die Bundesregierung, die 
Herabsetzung des Schwefelgehalts im leichten 
Heizöl und Dieselkraftstoff auf 0,15 Gewichts- 
prozent in der Europäischen Gemeinschaft 
durchzusetzen, und welche Möglichkeit sieht sie 
für den Fall, daß die EG dieser Herabsetzung 
nicht folgt, auf nationaler Ebene dieses Ziel den- 
noch zu erreichen, etwa durch eine Regelung, 
die eine vorzeitige Herabsetzung in der Bundes- 
republik Deutschland ermöglicht? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 6. Januar 1986 

Die Bundesregierung verfolgt in Brüssel das Ziel, eine einheitliche EG- 
weite Herabsetzung des Schwefelgehalts auf 0,15 Gewichtsprozent zu 
erreichen. Die Standpunkte der verschiedenen Mitgliedstaaten über den 
Grenzwert liegen zur Zeit noch so weit auseinander, daß sich eine 
konkrete Lösung nicht abzeichnet. Dies gilt auch für übergangsweise 
differenzierte Lösung auf nationaler Ebene. 

Nationale Alleingänge zur Verminderung des gesetzlich vorgeschriebe - 
nen Höchstschwefelgehalts von Diesel- und Heizöl sind EG-rechtlich 
nicht zulässig. 

26. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschal- 
tung von sogenannten lonentauscher-Geräten 
vor Waschmaschinen, um dadurch zu einer Re- 
duzierung der Phosphatbelastung der Gewässer 
zu kommen, da sich hierdurch eine Verringe- 


25. Abgeordneter 
Baum 
(FDP) 
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rung der Waschmittelmenge pro Waschgang um 
bis zu 60 V. H. erreichen läßt sowie Weichspüler 
vollkommen überflüssig werden? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 6. Januar 1986 

Der Bundesregienmg ist dieses System zur Reduktion des Waschmittel- 
verbrauchs imd damit auch der Phosphatbelastung der Gewässer 
bekannt. In gewerblichen Wäschereien ist es seit längerem eingeführt. 
Vor einer etwaigen Einfühnmg im Haushaltsbereich sind noch eine Reihe 
von Fragen zu klären, darunter die nach der Höhe der aus der Regenerie- 
rung der Ionenaustauscher resultierenden Salzbelastung, nach der 
Benutzerfreundlichkeit und der Sicherheit des Systems, ferner die Kosten 
für Industrie und Verbraucher sowie die erforderüchen Übergangsfristen. 
Das Umweltbundesamt ist mit der Prüfung dieser Fragen beauftragt. 

In der vorgesehenen Novellierung des Waschmittelgesetzes ist eine 
generelle Verpflichtung vorgesehen, wonach technische Reinigungsein- 
richtungen so gestaltet werden sollen, daß bei ihrem ordnungsgemäßen 
Gebrauch so wenig Wasch- und Reinigungsmittel wie möglich benötigt 
werden. Falls die vorgenannte Prüfung ergibt, daß der Einbau solcher vor 
Waschmaschinen vorgeschalteter lonenaustausch- Geräte realisierbar ist 
und zu einer Verbesserung des Gewässerschutzes führt, wird die Bundes- 
regierung darauf hin wirken, daß die Hersteller von Waschmaschinen 
auch im Haushaltsbereich dieses System auf dem Markt einführen. 


27, Abgeordneter 

Tatge 

(DIE GRÜNEN) 


Wann wurde die Bundesregierung von den zu- 
ständigen französischen Behörden über die 
Durchführung einer „enquete publique" zu den 
beantragten radioaktiven Abgabewerten des 
grenznahen Atomkraftwerkes Cattenom (Frank- 
reich) infomüert? 


28, Abgeordneter In welcher Weise wurden die saarländischen und 

Tatge rheinland-pfälzischen Kommunen und Bürger 

(DIE GRÜNEN) über diese „enqu^e pubhque" informiert? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 6. Januar 1986 

Der Bundesregierung wurde von französischer Seite im Rahmen der 
Deutsch- Französischen Kommission für Fragen der Sicherheit kemtech- 
nischer Einrichtungen, in der auch die Länder Rheinland- Pfalz und Saar- 
land mitwirken, die Durchführung einer „enqüete publique" im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens für das Kernkraftwerk Cattenom angekün- 
digt. Die Unterlagen wurden ihr mit Schreiben der französischen Bot- 
schaft vom 15. November 1985 übersandt. 

Die Bundesregierung hat die erwähnten Unterlagen an den Minister für 
Umwelt des Saarlandes und den Minister für Umwelt und Gesundheit des 
Landes Rheinland- Pfalz unter ausdrücküchem Hinweis darauf weiterge- 
leitet, daß keine Bedenken bestehen, wenn Dritten Kenntnis von diesen 
Dokumenten gegeben wird. 


29. Abgeordneter In welchen Punkten stimmt die Bundesregierung 

Stiegler mit dem Bimdesrat bei der Beratung der TA Luft 

(SPD) nicht überein, und welche und wie viele Tonnen 

Schadstoffe würden, folgte die Bundesregierung 
der Bundesratslösung, vermieden werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 6. Januar 1986 

Die Bundesre0erung hat die Prüfung der Beratungsergebnisse des Bun- 
desrates zur TA Luft noch nicht abgeschlossen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


30. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß das Oberverwaltungsge- 
richt Lüneburg seit der Dezentralisierung ver- 
waltungsgerichthcher Asylverfahren noch nie 
eine die Asylberechtigung anerkennende Ent- 
scheidung getroffen hat, und wie lautet das Ver- 
hältnis von die Asylberechtigung anerkennen- 
den und ablehnenden Entscheidungen bei den 
anderen Oberverwaltungsgerichten/Verwal- 
tungsgerichtshöfen im Bundesgebiet (mit Aus- 
nahme des Verwaltungsgerichtshofs München) 
seit Inkrafttreten der Dezentrahsierung verwal- 
tungsgerichtlicher Asyl verfahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 19. Dezember 1985 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob das Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Lüneburg seit dem 1. Januar 1980 „noch nie eine die Asylberech- 
tigung anerkennende Entscheidung getroffen hat". Als Berufungsgericht 
obliegt es dem für die Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
gemeinsamen zuständigen OVG, nur über Berufungen oder Beschwer- 
den gegen die Nichtzulassung der Berufung nach § 32 Abs. 4 des Asyl- 
verfahrensgesetzes zu entscheiden. Rechtsmittel können sowohl der 
imterlegene Asylbewerber als auch das unterlegene Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Rüchtlinge und der Bundesbeauftragte für 
Asylangelegenheiten einlegen. In wie vielen Fällen das OVG Lüneburg 
diesen Rechtsmitteln insgesamt stattgegeben hat, ergibt sich aus der 
anliegenden Tabelle. 

Auch für die übrigen Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungsgerichtshöfe 
gibt es keine Statistik über Entscheidungen zugunsten der Asylbewerber. 
Die Zahl der stattgebenden Entscheidungen ergibt sich aus der nachste- 
henden Tabelle. Im Jahre 1984 ist in 10,4 v. H. der Fälle der Berufung 
stattgegeben worden. Vor dem OVG Lüneburg betrug die Stattgabe- 
quote 12,4 V. H. 


Oberverwaltungsgerichte/ Verwaltungsgerichtshöfe 
Verwaltungsstreitsachen wegen Asylrechts 



Baden- 












Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 


ab so- 


abso- 


abso- 


abso- 


abso- 


abso- 



lute 

V. H. 

lute 

V. H. 

lute 

y. H. 

lute 

V. H. 

lute 

V. H. 

lute 

V. H. 


Zahl 


Zahl 


Zahl 


Zahl 


Zahl 


Zahl 


Erledigte 













1980 Benifungsverfahren 

24 

Irl 

2 499 

62,1 

7 

1,1 

6 

. 3,7 

6 

1,4 

9 

1,0 

Stattgabe 

0 

0,0 

18 

0,7 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 

0 

0,0 

Anhängige 













Berufungsverfahren 

968 

23,5 

4 746 

49,9 

117 

6,6 

112 

28,8 

166 

13,5 

939 

25,5 

Erledigte 













1981 Benifungsverfahren 

595 

26,9 

2 370 

56,7 

83 

9,1 

21 

12,3 

72 

10,8 

477 

27,7 

Stattgabe 

8 

1,3 

7 

0,3 

0 

0,0 

0 

0,0 

1 

1,4 

277 

44,2 
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Erledigte 

1980 Berufungsverfahren 
Stattgabe 

Anhängige 
Berufungsverfahren 

1981 Erledigte 
Berufungsverfahren 

Stattgabe 0 0,0 4 1,5 0 

Anhängige 

Berufungsverfahren 800 12,9 1 278 18,1 403 

1982 Erledigte 

Berufungsverfahren 453 16,9 737 20,9 163 

Stattgabe 2 0,4 11 1,5 0 

Anhängige 

Berufungsverfahren 453 1 495 18,0 

1983 Erledigte 

Beruf ungs verfahren 179 1 052 

Stattgabe 1 0,6 30 

Anhängige 

Berufungsverfahren 701 10,9 1 009 

1984 Erledigte 

Berufungsverfahren 378 14,5 710 

Stattgabe 47 12,4 42 


Keine Angabe möglich, da erstinstanzliche und Beruf xmgsverfahren zusammen erfaßt sind. 


1 , 0 ^ 

19,8 8 795 24,1 




6,2 6 045 33,4 

0,0 194 3,2 


10,9 1 009 12,6 


1,0 6 567 

2,8 3 812 

0.0 395 
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31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die kürzlich ver- 

Stiegler abschiedete Unterhaltsrechtsnovelle von Anfang 

(SPD) an mit einem Rechtstatsachenforschungspro- 

gramm zu begleiten, und wird sie dafür eintre- 
ten, daß schon jetzt ein entsprechendes For- 
schungsprogramm ausgeschrieben wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 27, Dezember 1985 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1985 
das Gesetz zur Änderung unterhaltsrechthcher, verfahrensrechtlicher 
und anderer Vorschriften (UÄndG) verabschiedet; es soll am 1. April 1986 
in Kraft treten. Dem Gesetz muß noch der Bundesrat zustimmen. 

Die Bunde sregierimg beabsichtigt nicht, die unterhaltsrechtlichen Neu- 
regelungen dieses Gesetzes von Anfang an mit einem Rechtstatsachen- 
forschungsprogramm zu begleiten und schon jetzt ein entsprechendes 
Forschungsprogramm auszuschreiben. Diese Regelungen werden keine 
grundlegenden Änderungen, sondern - wie wiederholt betont worden 
ist - nur Randkorrekturen des geltenden Rechts bringen. Wie bei jeder 
Gesetzesänderung wird die Rechtsprechimg zu den Neureglungen auf- 
merksam beobachtet werden. Überlegungen darüber, ob und mit wel- 
chen Fragestellungen eine Rechtstatsachenforschung zweckmäßig sein 
kann, lassen sich — auch angesichts des zu erwartenden nicht unerhebh- 
chen Arbeits- und Kostenaufwands - sinnvoll erst anstellen, wenn sich 
die obergerichtiiche Rechtsprechung entwickelt und gefestigt hat. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


Kann die Bundesregierung darlegen, warum der 
Bundesminister der Finanzen in den „ Zielen der 
Steuerpolitik in der nächsten Legislaturperiode" 
(Rede vor dem BDI am 3. Dezember 1985, Biüle- 
tin Nr. 137, S. 1200) die mehrfach wiederholte 
Gewerbesteuergarantie des Bundeskanzlers auf 
einmal so entscheidend eingeschränkt hat, daß 
die Bundesregierung den Gemeinden nur noch 
„im wesen tiichen den Weiterbestand" der Ge- 
werbesteuer garantiert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 23. Dezember 1985 

Die Ausführungen des Bundesministers der Finanzen vor dem Bundes- 
verband der Deutschen Industrie am 3. Dezember 1985 unterstreichen 
die Gewerbesteuergarantie des Bundeskanzlers. 

Die Formulierung „im wesenthchen" bedeutet keine allgemeine Ein- 
schränkung der Gewerbesteuergarantie, sondern soll lediglich darauf 
hinweisen, daß die Garantie für den Bestand der Gewerbesteuer nicht 
jede sich im Laufe der Zeit als notwendig erweisende Rechtsänderung in 
anderen Steuerrechtsgebieten mit Auswirkungen auf das Aufkommen 
der Gewerbesteuer ausschtießen kann. 


32. Abgeordneter 

Poß 

(SPD) 


33. Abgeordnete 

Frau 

Rönsch 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, wie hoch 
die finanziellen Sonderzuweisungen der einzel- 
nen Bundesländer an ihre Landeshauptstädte 
zur Erfüllung der besonderen Aufgaben im Ver- 
gleich zu den Bundeszuweisungen an die Bun- 
deshauptstadt sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 3. Januar 1986 

Der Bund gewährt der Stadt Bonn im Hinblick auf ihre Abgaben als 
Bundeshauptstadt, insbesondere im Theater- und Konzertwesen, 

- Zuschüsse zu laufenden nicht vermögenswirksamen Aufwendungen 
und 

- Zuweisungen oder Darlehen für Investitionsmaßnahmen. 

Für den Zeitraum vom 1. Januar 1980 bis 31. Dezember 1989 ergeben sich 
die Einzelheiten aus der Vereinbarung zwischen dem Bund, dem Land 
Nordrhein- Westfalen und der Stadt Bonn vom 18. März 1980. Der Bund 
hat danach jährtich etwa 100 Mühonen DM an die Stadt Bonn gezahlt. 
Der Anteü der Bundesleistungen am Gesamthaushalt der Stadt Bonn 
beträgt damit durchschnitttich rund 10 v. H. Außerdem erhält die Stadt 
Bonn zum Ausgleich ihrer Belastung durch hauptstädtische Funktionen 
vom Land Nordrhein- Westfalen eine jährhche Zuweisung von 10 Millio- 
nen DM. 

Die Länder gewähren ihrer jeweüigen Landeshauptstadt nach den Haus- 
haltsplänen der Länder sov^e den Festlegungen zur Verteüung in den 
Gesetzen zum kommunalen Finanzausgleich mit einer geringfügigen 
Ausnahme keine Sonderzuweisungen für ihre Hauptstadtfunktion. Ob 
Länder den Hauptstadtaspekt u. U. im Rahmen ihres Ermessensspiel- 
raums bei der Vergabe von Zweckzuweisungsmitteln für Investitionen 
berücksichtigen, ist aus den Haushaltsplänen und Ausgleichsgesetzen 
nicht ablesbar. Dazu könnten nur die Länder selbst Auskunft geben. 

Der Versuch eines Vergleichs zwischen Bonn und den Landeshauptstäd- 
ten wäre allerdings selbst bei entsprechenden Auskünften der Länder 
äußerst problematisch, weü auf der einen Seite Bonn durch die Auslands- 
vertretungen besonders belastet ist, auf der anderen Seite Länder Haupt- 
stadtfunktionen z. T. in eigener Trägerschaft wahrnehmen und insoweit 
den Hauptstädten keine Belastungen entstehen. Dies gilt vor allem für 
Staatstheater, Staatsorchester und Staatsgalerien, also gerade den 
Bereich, der für die Bundeszuweisungen an Bonn ausschlaggebend ist. 


34. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die vom Parlamen- 

Rotii tarischen Staatssekretär Dr. Sprung im Han- 
fSPD) delsblatt vom 17. Dezember 1985 geäußerte 

Auffassung, daß die von der SPD geforderte 
Verzehnfachung des Freibetrags für Zinsein- 
künfte auf 3 000 DM/6 000 DM (Ledige/ Verhei- 
ratete) „unrealistisch" hoch angesetzt ist, oder 
hält sie diese Forderung für wesentiich realisti- 
scher als die heutige Regelung, die dem ehrh- 
chen Steuerzahler einen Freibetrag von nur 
300 DM/600 DM einräumt, dem unehrtichen 
Steuerzahler aber einen faktisch unbegrenzt ho- 
hen Freibetrag gewährt und, was gedenkt die 
Bunde sregienmg zu tun, um diese Zweiklassen- 
besteuerung zu beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 31. Dezember 1985 

Wie Ihnen aus Erörterungen, auch aus Bundestagsdebatten der letzten 
Zeit bekannt ist, kommt für die Bundesregierung eine Anhebung des 
Sparerfreibetrags nur eingebettet in weitere Steuersenkungen, auch für 
LFnternehmen, in Betracht. Denn Sparen in Finanzanlagen darf nicht 
übermäßig begünstigt werden gegenüber der risikohaften Anlage im 
eigenen Personalunternehmen. Dies ist eine Aufgabe der nächsten 
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Gesetzgebungsperiode. In welchem Umfang dabei der Sparerfreibetrag 
angehoben werden kann, wird die Bundesregierung dann zu prüfen 
haben. 

35. Abgeordneter Was gedenkt die Bimdesregienmg zu tim, um 

Roth die vom Parlamentarischen Staatssekretär 

(SPD) Dr. Häfele im Handelsblatt vom 1. Februar 1985 

für notwendig gehaltene „Grau- oder Schwarz- 
zone der Nichterfassung" von Zinseinkünften 
„unnachsichtig" zu beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 31. Dezember 1985 

Die Frage stellt meine Aussage auf den Kopf. In Wirklichkeit habe ich 
ausgedrückt, daß eine kräftige Anhebung des Sparerfreibetrags die rest- 
hche „Grau- oder Schwarzzone der Nichterfassung" praktisch beseitigen 
würde. 


36. Abgeordneter 

Lange 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch beziffert der Bundesminister der Fi- 
nanzen die von den verbündeten Streitkräften in 
den letzten Jahren verursachten Manöver- 
schäden? 


37. Abgeordneter Sind diese Schäden nach Bundesländern erfaßt? 

Lange 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 27. Dezember 1985 

Die von der Verteidigungslastenverwaltung der Länder in den Jahren 
1983 und 1984 abgewickelten Manöverschäden stellen sich -unterteüt 
nach Ländern - wie folgt dar: 


Länder 

1983 

Millionen 

DM 

1984 

Millionen 

DM 

Baden- Württemberg 

.11,7 

6,9 

Bayern 

52,7 

19,6 

Bremen 

— 

— 

Hamburg 

— 

— • 

Hessen 

34,1 

61,0 

Niedersachsen 

20,8 

21,8 

Nordrhein-Westfalen 

6,5 

16,8 

Rheinland-Pfalz 

9,7 

5,5 

Saarland 

1,7 

0,3 

Schleswig-Holstein 

1,3 

0,3 . 

Gesamt 

138,5 

132,2 


Die Manöverschäden umfassen Rurschäden sowie Straßenschäden, die 
im Zusammenhang mit Manövern entstanden sind. 

In den Schadenssummen sind auch die Schäden enthalten, die die Bun- 
deswehr gemeinsam mit den Entsendestaaten verursacht hat sowie Schä- 
den, deren Verursacher nicht eindeutig festgestellt werden konnten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


38. Abgeordneter 

Müller 

(Wadern) 

(CDU/CSU) 


Erlaubt nach Auffassung der Bundesregierung 
die auf Nutzung der heutigen Rohstoffe abzie- 
lende Aufgabenstellung des Bundesberggeset- 
zes, daß die Bergbehörden der Aufsicht eines 
Umweltministeriums unterstellt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 23. Dezember 1985 

Die Bestimmung der für die Ausführung des Bundesberggesetzes 
(BBergG) zuständigen Behörden obliegt nach § 142 BBergG grundsätz- 
lich den Ländern. Diese Regelung ist Ausfluß der Organisationsgewalt, 
die - von den wenigen Fällen abgesehen, in denen Bundesbehörden in 
Betracht kommen - allein den Ländern zusteht; sie führen das Bundes- 
berggesetz insoweit als eigene Angelegenheit aus. 


39. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, ob in 
erheblichem Umfang Bauaufträge an Firmen 
vergeben werden, die sich als unmittelbare 
Nachfolger von in Konkurs gegangenen Firmen 
etablieren und die sich mit unreahstischen Eröff- 
nungspreisen in den Markt einführen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 23. Dezember 1985 

Vorgänge, wie Sie sie mit Ihrer Frage ansprechen, entziehen sich einer 
statistischen Erfassung. Der Bundesregierung liegen deshalb auch keine 
Erkenntnisse darüber vor. 


40. Abgeordneter Treffen Zeitungsberichte zu, wonach die Bun- 

Müntelering desregienmg für 1986 daran denkt, die mit Ver- 

(SPD) dunstungsröhrchen verbundene verbrauchsab- 

hängige Heizkostenabrechnimg abzuschaffen, 
oder kann sie bestätigen, daß der Bericht der 
BILD-Zeitung vom 28. November 1985 reine 
Spekxüation und damit unwahr ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 23. Dezember 1985 

Die Bimdesregierung hält die verbrauchsabhängige Heizkostenabrech- 
nung aus Gründen der Energieeinsparung und des Umweltschutzes nach 
wie vor für geboten. Die Heizkostenverordnung schreibt nicht vor, wel- 
che Art von Verbrauchserfassungsgeräten dabei zu verwenden ist; in 
Betracht kommen Heizkostenverteüer nach dem Verdunstungsprinzip, 
auf elektronischer Basis oder Wärmezähler. Die Entscheidung ist nach 
den technischen und wirtschaftiichen Gegebenheiten des Einzelfailes zu 
treffen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt entgegen der Meldung der BILD- 
Zeitung vom 28. November 1985 nicht, die Verwendung der nach dem 
Verdunstungsprinzip arbeitenden kostengünstigen Heizkostenverteüer 
zu untersagen. Sie hält auch diese Geräte im Rahmen der technisch 
bedingten Einsatz grenzen für eine geeignete Grundlage, die Heizkosten- 
verteüung in Abhängigkeit vom Verbrauch vorzunehmen. 
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Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die verbrauchsabhängige Heiz- 
kostenabrechnung in verschiedenen Fällen zu Schwierigkeiten geführt 
hat. Sie wirkt in intensivem Kontakt mit allen Beteiligten darauf hin, die 
notwendigen Verbesserungen zu erreichen. In diesem Zusammenhang 
hat der Bundesminister für Wirtschaft ein Gutachten vergeben, das die 
bisherigen Erfahrungen mit der verbrauchsabhängigen Abrechnung und 
deren Beitrag zur Energieeinsparung im einzelnen analysieren soll. 

Welche Konsequenzen haben nach Einschät- 
zung der Bundesregierung die Veräußerung des 
Flick-Unternehmens auf bereits bewilligte Steu- 
erstundimgen gemäß § 6 b Einkommensteuerge- 
setz, § 4 Auslandsinvestitionsgesetz, die Gegen- 
stand des 1. Untersuchungsausschusses sind, 
und in diesem Zusammenhang schwebende Ge- 
richtsverfahren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 8. Januar 1986 

Die Veräußerung des Flick-Konzerns an die Deutsche Bank bietet keinen 
Grund, Bescheinigungen, welche der Firma Friedrich Püick Industrie Ver- 
waltung KGaA -inzwischen auf die Feldmühle-Nobel AG umgewan- 
delt - nach § 6 b EStG erteüt worden sind, im Rahmen eines Verwal- 
tungsverfahrens nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgeset- 
zes zu überprüfen. Die spätere Veräußerrmg eines Unternehmens macht 
den Verwaltungsakt einer Bescheinigungserteilung nicht rechtswidrig. 
Das gleiche güt, wenn ein Unternehmen eine Beteiligung, auf die stille 
Reserven auf Grund einer Bescheinigung nach § 6 b EStG übertragen 
worden sind, später veräußert. Im Falle der Veräußerung einer solchen 
Beteiligung sind die stillen Reserven im Zeitpunkt der Veräußerung 
aufzulösen und zu versteuern. 

Was Ihre Frage zu den Bescheinigungen nach § 4 AIG für die Grace- 
Beteiligung betrifft, so wird durch den Veräußerungsvorgang das Ver- 
waltungsstreitverfahren, das zur Zeit beim Oberverwaltungsgericht Mün- 
ster über die Rechtmäßigkeit der Rücknahme der Bescheinigungen 
Grace I und II anhängig ist, rechtlich nicht berührt. Das Unternehmen hat 
dem Bundesministerium für Wirtschaft bereits erklärt, daß es beabsich- 
tigt, die gesamten damit im Zusammenhang stehenden Steuerverbind- 
lichkeiten zu bezahlen und die Klage zurückzunehmen. Damit wird das 
Verwaltungsstreitverfahren abgeschlossen sein. 


41. Abgeordneter 
Austermann 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Lage und 
die Zukunftsaussichten des Eschweüer Berg- 
werks Vereins (EBV), und welches sind die Ursa- 
chen und Gründe der aktuellen Probleme? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 7. Januar 1986 


Die Eschweüer Bergwerks Verein AG (EBV) hat Ende 1985 beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und der Landesregierung Nordrhein-Westfa- 
len Öffentliche Hilfen zusätzlich zu den allgemeinen Kohlesubventionen 
für die Jahre 1985 bis 1988 in Höhe von mehr als 400 Millionen DM 
beantragt, um den Bestand des Unternehmens zu sichern. Ursächlich für 
diese Lage sind vor allem die im Vergleich zur Ruhrkohle AG deutlich 
höheren Förderkosten des EBV, denen insbesondere im Hauptabsatzbe- 
reich Kokskohle keine entsprechenden Erlöse gegenüberstehen. Das 
Unternehmen hat trotz eines von Bund und Land in den Jahren 1980 bis 
1984 mit fast 500 Millionen DM geförderten Umstrukturierungspro- 
gramms für seine Grubenbetriebe bislang nicht den Anschluß an das 
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durchschnittliche Kostenniveau des deutschen Steinkohlebergbaus 
erreicht. Das Unternehmen hat deshalb im Zusammenhang mit dem 
neuen Antrag auf Sonderhilfe auch das bisherige Unternehmenskonzept 
überarbeitet. Bund und Land haben in Abstimmung mit dem EBV unver- 
züglich Maßnahmen in die Wege geleitet, um die Tragfähigkeit des 
Unternehmenskonzepts und die verschiedenen in Frage kommenden 
Schritte sachverständig untersuchen zu lassen. 

In welcher Form gedenkt die Bundesregierung 
dem EBV kurz- und mittelfristig zu helfen, und 
stimmt die Aussage in dem Magazin „DER 
SPIEGEL" Nr. 51 vom 16. Dezember 1985, daß 
„Bonner Ministerielle an einem Rettungsplan ar- 
beiten, der eine Eingliederung des EBV in die 
RAG vorsieht"? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 7. Januar 1986 

Zur Lösung der beim Eschweiler Bergwerks Verein AG (EBV) aufgetrete- 
nen Schwierigkeiten sind in erster Linie das Unternehmen selbst und 
seine Eigentümer auf gerufen. Durch eigene Beiträge von dieser Seite und 
durch eine von Bund und Land gewährte Sonderhüfe im Rahmen der 
Kokskohlenbeihilfe 1985 ist inzwischen dafür Sorge getragen, daß ausrei- 
chend Zeit für die erforderliche Prüfung des Antrags zur Verfügung steht. 
Aussagen über denkbare Hüfen und Maßnahmen sind derzeit noch nicht 
möglich. Die Aussage des Magazins „DER SPIEGEL" , es sei eine Einglie- 
derung des EBV in der Ruhrkohle AG vorgesehen, kann daher nicht 
bestätigt werden. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

44. Abgeordneter Wie hoch sind der Einkaufspreis, die Subven- 

Poß tionskosten und der Abgabepreis der eingela- 

(SPD) gerten 420 000 Tonnen Altbutter pro Hundertki- 

logramm und insgesamt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 19. Dezember 1985 

Bis zum Stichtag 31. Oktober 1985 betrugen die Butterinterventionsbe- 
stände der Gemeinschaft 982 792 Tonnen. Davon waren rund 433 000 
Tonnen mehr als 18 Monate alt (Altbutter). 

Diese stammen in Höhe von 

10 389 Tonnen aus 1982, 

236 913 Tonnen aus 1983, 

185 727 Tonnen aus 1984. 

Die Butter wurde zum jeweils gültigen Interventionspreis angekauft. 
Dieser betrug im Milchwirtschaftsjahr 

1982/83 349,70 ECU/100 Küogramm = 900,56 DM/100 Küogramm, 
1983/84 357,86 ECU/100 Kilogramm = 909,94 DM/100 Kilogramm, 
1984/85 319,70 ECU/100 Küogramm = 812,91 DM/100 Kilogramm. 

Für den Ankauf der noch lagernden Altbutter wurden folgende Haus- 
haltsnüttel aufgewendet: 

1982/83 364,4 Millionen ECU = 938,3 Millionen DM, 

1983/84 1 067,8 Mülionen ECU = 2 715,2 Mülionen DM, 

1984/85 1 557,9 Mülionen ECU = 3 961,4 Mülionen DM. 


43. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 
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Der Subventionsbetrag ergibt sich aus der Differenz zwischen dem 
Ankaufspreis der Butter und der verbilligten Abgabe aus Interventions- 
beständen. Der durchschnittliche Verbilligungsbetrag für alle Sonderab- 
satzmaßnahmen betrug 1984 160,96 ECU/100 Küogramm oder 

414,50 DM/100 Kilogramm. 

Würde der durchschnittliche Verbilligungssatz des Jahres 1984 zugrunde 
gelegt, müßten theoretisch für den Absatz der Altbestände 697 Millionen 
ECU oder 1 795 Millionen DM aufgewendet werden. Der Abbau der 
vorhandenen Bestände kann jedoch nur der Aufnahmefähigkeit des 
Marktes entsprechend nach und nach erfolgen. 


45. Abgeordneter 
ErÜ 
(FDP) 


Warum hat die Bundesregierung bis heute keine 
Maßnahmen unternommen, um Arbeitslosen 
und Sozialhilfeempfängern den Bezug verbillig- 
ter Butter aus EG-Beständen zu ermöghchen? 


46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich für eine sol- 

ErO che Verbilligungsaktion einzusetzen? 

(FDP) 


47. Abgeordneter 
Ertl 
(FDP) 


Wie viele Tonnen Butter müßten nach Kenntnis 
der Bundesregierung zur Verfügung gestellt 
werden, wenn man unterstellt, daß für jeden 
Arbeitslosen und Sozialhüfeempfänger pro Mo- 
nat zwei Küogramm verbilligte Butter zur Verfü- 
gung gestellt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 20. Dezember 1985 


Von 1969 bis 1976 wurden mit Unterbrechungen Gutscheine für den 
verbilligten Bezug von Butter an Empfänger bestimmter sozialer Hüfen 
ausgegeben. 

Die damalige Bundesregierung hat diese Maßnahme 1976 vor allem aus 
drei Gründen eingestellt: 

1. Viele Betroffene fühlten sich diskriminiert, weil sie durch das Vorle- 
gen der Gutscheine im Einzelhandelsgeschäft ihren sozialen Status 
offenlegen mußten. 

2. Der Verwaltungsaufwand, insbesondere der Kommunen, für die Ver- 
teüung der Gutscheinkarten war im Verhältnis zu dem gewährten 
Verbilligungsbetrag und dem erzielten Mehrabsatz von etwa 20 v. H. 
der verbilligten Buttermenge zu hoch. 

3. Dem Handel bereiteten die mit dem Gutschein verfahren verbundenen 
besonderen Aufwendungen (gesonderter Abrechnungsweg, höherer 
Personalaufwand, zeitliche Verzögerung der Einlösung) erhebliche 
Schwierigkeiten. 

Bei einer geschätzten Zahl von 3,5 Millionen Empfängern von Sozialhüfe 
oder Arbeitslosenunterstützung müßten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land rund 7 000 Tonnen Butt er /Monat verbilligt zur Verfügung gestellt 
werden, damit jeder Berechtigte zwei Kilogramm Butter monathch erhal- 
ten könnte. 

Die Bundesregierung hat eine Wiederaufnahme der Maßnahme geprüft. 
Die Gründe, die 1976 zur Einstellung der Maßnahme geführt hatten, 
stehen auch jetzt einer Wiedereinführung entgegen. 

Die Bundesregierung hat deshalb bei der EG -Kommission die ständige 
Verbilligung von Butterfett zum Backen, Braten und Kochen für alle 
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Haushalte durchgesetzt. Es ist bei einem Fettgehalt von 99,8 v. H. und 
einem Höchstpreis von 5,56 DM/Kilogramm wesentiich preisgünstiger als 
Butter. Damit dürfte auch den Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern 
spürbar geholfen sein. 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der EG-Kom- 
mission darauf hinzuwirken, daß Studentenwer- 
ke nach nationalem Recht und nach europäi- 
schem Recht Wohltätigkeitseinrichtungen sein 
können und somit die kostenlose Verteüung von 
interveniertem Obst und Gemüse an Studenten- 
werke vereinbar ist mit den diesbezüglichen EG- 
Vorschriften? 

Ist die Bundesregierung bereit, gegenüber den 
Bundesländern anzuregen, dem Beispiel Hes- 
sens zu folgen und angesichts der nicht zufrie- 
denstellenden Ernährungslage und finanziellen 
Situation vieler Studierender dafür zu sorgen, 
daß Erzeugerorganisationen für kostenlose Ab- 
gabe von interveniertem Obst und Gemüse an 
Studentenwerke ein finanzieller Ausgleich aus 
EG-Mitteln gewährt wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 23. Dezember 1985 

Die EG-Kommission hat die Frage, ob Studenten werke als Empfänger 
von interveniertem Obst und Gemüse in Betracht kommen, verneint. Sie 
hat in verschiedenen Stellungnahmen darauf hingewiesen, daß interve- 
niertes Obst und Gemüse nicht wieder in den üblichen Marktkreislauf für 
diese Erzeugnisse zurückgeführt werden darf, um nicht den Zweck der 
Intervention, nämlich die Marktentlastung bzw. Marktstabilisierung zu 
gefährden. Studentenwerke, die Mensen betreiben, träten auf dem Markt 
wie normale Käufer von Obst und Gemüse und nicht als Zuwendungs- 
empfänger auf. Eine Abgabe von interveniertem Obst und Gemüse an 
diese Einrichtungen würde daher insoweit die normale Vermarktung 
dieser Erzeugnisse beeinträchtigen. Aus diesen Gründen bestehen in 
Brüssel keine Aussichten, die Studentenwerke zusätzlich in den Kreis der 
Empfänger von interveniertem Obst und Gemüse einzubeziehen. 

Aus EG -rechtlichen Gründen kann die Bundesregierung das Vorgehen 
Hessens nicht unterstützen. 


48. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


49. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


50. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Wie stark wären die Städte und Gemeinden, z. B. 
die Städte Ulm und Bremen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach Wissen der Bundesregie- 
rung durch die Gewährung von Sozialhüfe 1984 
und 1985 insgesamt zusätzlich durch Arbeits- 
kämpfe belastet gewesen, wenn man die vom 
Regierungskabinett neuformiüierte Neutralitäts- 
pflicht der Bundesanstalt für Arbeit im Arbeits- 
förderungsgesetz zugrunde legt und davon aus- 
geht, sämtliche mittelbar Streikbetroffene hätten 
ihren Anspruch auf Sozialhilfe erfolgreich gel- 
tend gemacht? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 23. Dezember 1985 

Arbeitnehmer, die infolge des Arbeitskampfs in der MetaUindustrie 1984 
außerhalb Baden-Württemberg und Hessen arbeitslos geworden sind, 
haben auf Grund vorläufiger gerichtlicher Entscheidungen Leistungen 
der Bundesanstalt für Arbeit unter Vorbehalt erhalten. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnissen sind die 
Träger der Sozialhilfe durch den Arbeitskampf 1984 nur in geringem 
Umfang belastet worden. 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, hypothetische Berechnungen 
der in der Fragestellung zum Ausdruck kommenden Art anzustellen. 

51. Abgeordneter Ist im Rahmen der gesetzlichen Krankenversi- 

Stiegler chemng sichergestellt, daß rheumakranke Kin- 

(SPD) der die notwendige Behandlung durch Ärzte und 

Krankengymnasten erhalten, und wie erklärt es 
sich, daß einem Kind statt der von den Ärzten 
wegen Polyarthritis vorgeschlagenen 30minüti- 
gen Gymnastik nur eine 20minütige bewilligt 
wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 3. Januar 1986 

Das Leistungsrecht der gesetzlichen Krankenversicherung sieht vor, daß 
im Krankheitsfall u. a. ärzüiche Behandlung und gegebenenfalls auch 
Heilmittel - dazu gehört Krankengymnastik- gewährt werden. Diese 
werden im Rahmen der kassenärztlichen Versorgung erbracht und ver- 
ordnet. Die für die Verordnung von Krankengymnastik maßgeblichen 
Heilmittel- und Hüfsmittel-Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte 
und Krankenkassen sehen nähere Bestimmungen über den zeitlichen 
Umfang krankengymnastischer Maßnahmen nicht vor. Ohne nähere 
Angaben dazu, wer in dem von Ihnen geschilderten Fall krankengymna- 
stische Maßnahmen verordnet hat und wer sie nicht „bewilligt" hat, ist 
eine Stellungnahme nicht möglich. Ich bin gerne bereit, diese Angele- 
genheit über die zuständige Aufsichtsbehörde aufklären zu lassen, wenn 
Sie diese Angaben unter Benennung der Krankenkasse des Anspmchs- 
berechtigten mitteilen. 

52. Abgeordneter Wie haben sich die Arbeitslosigkeit (absolut und 

SÜegler in Prozenten) und die Zahl der sozialversiche- 

(SPD) rungspflichtig Beschäftigten im Zonenrandge- 

biet seit 1980 entwickelt, und welche weitere 
Entwicklung erwartet die Bundesregierung für 
das Jahr 1986? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 3. Januar 1986 


Arbeitslosigkeit und die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftig- 
ten im Zonenrandgebiet haben sich seit 1980 bis 1985 wie folgt entwickelt 
(Zahlen jeweüs Ende März): 


Arbeitslose 




Verände- 

Verände- 

Arbeitsamtsbezirk 

1980 

1985 

mng 

rung in 




absolut 

Prozent 

Bad Oldesloe 

2 948 

11848 

8900 

301,9 

Rensburg 

7 662 

22 957 

15 295 

199,6 

Kiel 

8 293 

22 054 

13 761 

165,9 
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Arbeitsamtsbezirk 

1980 

1985 

Verände- 

rung 

absolut 

Verände- 
rung in 
Prozent 

Lübeck 

7 600 

22 794 

15 194 

199,9 

Neumünster 

5 763 

18968 

13 205 

229,1 

Braunschweig 

12 287 

28 737 

16450 

133,9 

Goslar 

3 569 

9 663 

6094 

170,7 

Göttingen 

8554 

26040 

17 486 

204,4 

Helmstedt 

5 689 

14 936 

9247 

162,5 

Hüdesheim 

7 351 

18902 

11551 

157,1 

Lüneburg 

4 006 

14 578 

10572 

263,9 

Uelzen 

3 828 

11376 

7548 

197,2 

Bad Hersfeld 

1 887 

7196 

5309 

281,3 

Fulda 

2 178 

6539 

4 361 

200,2 

Kassel 

8 591 

27 570 

13 979 

220,9 

Bamberg 

4160 

11464 

7 304 

175,6 

Bayreuth 

4 529 

11537 

7 008 

154,7 

Coburg 

3 338 

11272 

7 934 

237,7 

Hof 

5 368 

13 786 

8418 

156,8 

Schwandorf 

10 664 

24 009 

13 345 

125,1 

Schweinfurt 

7 750 

17 258 

9508 

122,7 

Weiden 

4431 

10027 

5 596 

126,3 

Deggendorf 

7 459 

18032 

10573 

141,7 

Passau 

8503 

17 672 

9169 

107,8 

Summe 





Zonenrandgebiet 

146408 

399215 

252 807 

172,7 

Bundesgebiet 

875 909 

2 474 451 

1598 542 

182,5 


Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 


Arbeitsamtsbezirk 

1980 

1985 

Verände- 

rung 

absolut 

Verände- 
rung in 
Prozent 

Bad Oldesloe 

77 640 

77 430 

— 

210 

- 0,3 

Flensburg 

108762 

103 879 

- 

4 883 

- 4,5 

Kiel 

145 769 

137 791 

- 

7 978 

- 5,5 

Lübeck 

128 002 

117 096 

- 

10 906 

- 8,5 

Neumünster 

103 063 

98 645 

- 

4418 

- 4,3 

Braunschweig 

182 698 

166475 

- 

16 223 

- 8,9 

Goslar 

57 974 

53722 

- 

4 252 

- 7,3 

Göttingen 

143 067 

132146 

- 

10921 

- 7,6 

Helmstedt 

124 063 

119570 

- 

4 493 

- 3,6 

Hüdesheim 

115 078 

106 057 

- 

9 021 

- 7,8 

Lüneburg 

66618 

63 792 

- 

2 826 

- 4,2 

Uelzen 

53 426 

49 961 

- 

3 465 

- 6,5 

Bad Hersfeld 

55 919 

51681 

- 

4 238 

-7,6 

Fiüda 

55 421 

54 708 

- 

713 

- 1,3 

Kassel 

188815 

175 651 

- 

13 164 

- 7,0 

Bcimberg 

81627 

78 462 

- 

3165 

- 3,9 

Bayreuth 

80 533 

75 553 

- 

4 980 

-6,2 

Coburg 

104 732 

97411 

^ - 

7321 

- 7,0 

Hof 

99 838 

90 800 

- 

9038 

- 9,1 

Schwandorf 

101464 

99 008 

- 

2 456 

- 2,4 

Schweinfurt 

128429 

125 207 

- 

3 222 

- 2,5 

Weiden 

61290 

57 842 

- 

3 448 

- 5,6 

Deggendorf 

79 003 

74 578 

- 

4 425 

- 5,6 

Passau 

81285 

79 791 

- 

1494 

- 1,8 

Summe 






Zonenrandgebiet 

2424516 

2 287 256 

- 

127 260 

- 5,7 

Bundesgebiet 

20 934 523 

20111802 

- 

822 721 

- 3,9 
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Für 1986 erwartet die Bundesregierung, daß auch im Zonenrandgebiet, 
entsprechend der Prognose für das Bundesgebiet einschließhch Berhn 
(West), insgesamt mit einer Zunahme der Beschäftigung und einem 
Rückgang der Arbeitslosigkeit gerechnet werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit der 
Bewachimg des US-Depots in Mutlangen ein 
privates Bewachungsuntemehmen aus Bayern 
beauftragt werden soll, dessen Bedienstete be- 
fugt sein sollen, in extremen Zwangslagen poh- 
zeüiche Zwangsmittel bis hin zum gezielten To- 
desschuß einzusetzen? 


Seit wann ist der Bundesregienmg der Einsatz 
dieses privaten Bewachungsuntemehmens be- 
kannt, und aus welchen Gründen sind die Stadt 
Schwäbisch Gmünd und die Gemeinde Mutlan- 
gen hiervon nicht unterrichtet worden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 23. Dezember 1985 

Das Bewachen von nülitärischen Anlagen durch zivües Wachpersonal 
neben militärischen Wachen ist bei den verbündeten Streitkräften in der 
Bunde srepubhk Deutschland ebenso üblich wie bei der Bundeswehr. 
Dieses ist der Bundesregierrmg seit längerem bekannt. 

Die Entscheidung hierüber liegt allein in der Zuständigkeit der amerika- 
nischen Streitkräfte. Die für die Belange der Sicherheit und Ordnung 
zuständigen Organe der Länder sind über derartige Maßnahmen regel- 
mäßig unterrichtet. 

Der Einsatz des zivüen Wachpersonals erfolgt nach den entsprechenden 
Bestimmungen der amerikanischen Landstreitkräfte für die Bewachung 
ihrer Liegenschaften in der Bundesrepublik Deutschland. Sie sehen unter 
Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit auch bei extremen 
Zwangslagen die Notwehrbestimmungen des deutschen Rechtes vor, die 
den gezielten Todesschuß nicht kennen. 

Die Zuständigkeiten der deutschen Pohzei werden von den Bewachungs- 
maßnahmen im übrigen nicht berührt. 


53. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


54. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


55. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Welche MögUchkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die im müitärishen Ballungsraum Speyer 
durch zahlreiche Übungs- und Schießplätze so- 
wie Waffendepots hervorgerufenen Belästigun- 
gen und Gefahren für die Bevölkerung und für 
Natur und Umwelt zu reduzieren? 


56. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Welche konkreten Maßnahmen werden von der 
Bundesregierung vorgesehen, um die massierte 
militärische Inanspruchnahme des Waldgelän- 
des der Stadt Speyer, des Dudenhöf er Waldes 
und des Otterstädter und Berheuser Altrheines, 
einem Bestandteü des Landschaftsschutzgebie- 
tes Pfälzische Rheinauen, erheblich zu mindern? 
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57. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Verle- 

Büchner gung der Kaserne Normand in Speyer in die 

(Speyer) Kaserne Martin, welche seit vergangenem Jahr 

(SPD) nicht mehr genutzt wird und in absehbarer Zeit 

an die Bundesrepublik Deutschland zurückge- 
geben werden soll, zu unterstützen, und welche 
Maßnahmen wurden dazu eingeleitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 20. Dezember 1985 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über außergewöhnli- 
che Belästigimgen und Gefahren für. die Bevölkerung, die Natur und 
Umwelt durch militärische Einrichtungen im Raum Speyer und über 
massierte militärische Inanspruchnahme der von Ihnen genannten Flä- 
chen vor. 

Die französischen Streitkräfte haben die Martin-Kaseme in Speyer frei- 
gegeben. Die amerikanischen Streitkräfte prüfen zur Zeit, ob sie Bedarf 
an der Liegenschaft haben. 

Erst wenn diese Prüfung abgeschlossen ist, kann über die weitere Ver- 
wendung der Kaserne befunden werden. 


58. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Tournee der „Badischen 
Kammerschauspiele Emmendingen" und die 
Inszenierung ihres Theaterstückes „Die Gewis- 
sensfrage" vom Bundesminister der Verteidi- 
gung finanziert wurden, und wenn ja, wie hoch 
war der Betrag, der dafür auf ge wandt wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 23. Dezember 1985 

Ich verweise auf die Antwort des Bundesministers der Verteidigung vom 
16. Dezember 1985 in gleicher Sache auf die Frage 53 der Abgeordneten 
Frau Schmidt (Nürnberg) in Drucksache 10/4607. 


59. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
die Inszenierung und Tournee eines Theater- 
stückes „Die Gewissensfrage" aus dem Etat des 
Bundesministers der Verteidigung finanziell zu 
unterstützen, wenn die Problematik dieser Frage 
aus der Sicht von Kriegsdienstverweigerern dar- 
gestellt wird bzw. wäre sie bereit, die Finanzie- 
rung aus dem Etat des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit zu veranlassen, 
sollte die sachliche Zuständigkeit des Bundesmi- 
nisteriums der Verteidigung nicht gegeben sein? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 23. Dezember 1985 

Eine sachliche Zuständigkeit des Bundesministeriums der Verteidigung 
wird nicht gesehen. Im übrigen wurde eine Bitte um finanzielle Unterstüt- 
zung an den Bundesminister für Jugend, Famüie und Gesundheit bisher 
nicht herangetragen. 
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60. Abgeordneter 

Klein 

(Dieburg) 

(SPD) 


Welche Herstellerfirmen im Textil- und Lederbe- 
reich sollen die Bekleidungsgegenstände zwei 
Paar Sportschuhe, zwei Paar Sportsocken, ein 
Trainingsanzug mit zwei Hosen, zwei Sportho- 
sen, zwei Sporthemden, eine Badehose, eine 
Sandalette, ein Sweatshirt und eine Regenjacke 
hefem, wenn im Jahre 1986 die Bundeswehr mit 
einem Kostenaufwand von rund 45 Millionen 
DM die Sportausrüstung der Soldaten verbes- 
sern will? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 2. Januar 1986 

Im Rahmen des auf fünf Jahre angelegten Sonderprogramms für die 
zusätzhche Ausstattung der Soldaten mit Bekleidung sind für das Jahr 
1986 Beschaffungen an Sportkleidung in Höhe von rund 60 Millionen DM 
vorgesehen. Bei den von Ihnen genannten Artikeln handelt es sich um 
den Gesamtumfang der neuen Sportbekleidung. Eine Ausstattung hier- 
mit ist jedoch nur schrittweise möghch. Für 1986 ist vorgesehen, zunächst 
den Wehrbereich I komplett auszustatten. In den Wehrbereichen II bis IV 
sollen 1986 ledighch einzelne Artikel ausgegeben werden. 

Für die Erstausstattung im Wehrbereich I sind marktübhche Modelle 
verschiedenster deutscher Herstellerfirmen ausgewählt und - wegen der 
Dringhchkeit des Programms- im Wege der freihändigen Vergabe 
beschafft worden. Gleichwohl wurden die Aufträge soweit wie möglich 
gestreut. Die Möghchkeit der freihändigen Vergabe ist nach den Verga- 
berichtiinien unter bestimmten Voraussetzimgen, die hier gegeben 
waren, zulässig. Die künftigen Beschaffungen sollen mögtichst - wie im 
Normalfall- nach den Grundsätzen des freien Wettbewerbs durchge- 
führt werden. Hierbei bestehen Schwierigkeiten jedoch insofern, als die 
1985 beschafften Modelle der verschiedenen Firmen zur Zeit noch in 
Großversuchen erprobt werden, so daß eine endgültige Modellauswahl 
gegenwärtig nicht möglich ist. Es ist deshalb nicht auszuschheßen, daß 
auch in 1986 teilweise noch firmenspezifische Modelle beschafft werden 
müssen, ehe die endgültige Material- und Modellauswahl festgelegt 
wird. 


61. Abgeordneter 

Klein 

(Dieburg) 

(SPD) 


In welchem Umfange werden Bekleidungsstük- 
ke von deutschen Firmen im Bundesgebiet, von 
deutschen Firmen im Ausland und von ausländi- 
schen Firmen im Ausland zur Ausstattung der 
Bundeswehr mit moderner Sportbekleidung her- 
gestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 2. Januar 1986 

Bisher wurden die Aufträge nur an deutsche Firmen vergeben. Die 
abschheßend festgelegten Modelle sollen langfristig aber im Wege 
öffentiicher Ausschreibungen vergeben werden. Bisher konnte ein Inter- 
esse ausländischer Firmen an Bundeswehraufträgen über Sportbeklei- 
dung nicht festgestellt werden. Bei der Vielzahl und Verschiedenartigkeit 
der Sportartikel ist es nicht möglich, definitive Aussagen darüber zu 
machen, welche Artikel ausschüeßhch im Bundesgebiet oder von deut- 
schen Firmen im Ausland hergestellt werden. Generell ist hierbei festzu- 
stellen, daß deutsche Firmen, die im Inland fertigen, vielfach auch Pro- 
duktionsstätten im Ausland unterhalten, um im Wege der Mischkalkula- 
tion wettbewerbsfähig zu bleiben. 
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62. Abgeordneter Sind Staatshandelsländer des Ostblocks an der 

Klein Lieferung beteiligt, und wenn ja, in welchen 

(Dieburg) Größenordnungen? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 2. Januar 1986 

\ 

Ob Staatshandelsländer des Ostblocks an der Fertigung der Sportbeklei- 
dung beteiligt sind und gegebenenfalls in welchem Umfang, läßt sich nur 
anhand der einzelnen Artikel und auch nur bei der Auftragsvergabe 
feststellen. Letzteres ist für 1986 noch nicht abgeschlossen. 


63. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 30. Dezember 1985 

Die Kassen der Bundeswehr werden im Laufe des Jahres 1986 mit neuen, 
dem technischen Entwicklungsstand angepaßten Datenverarbeitungssy- 
stemen ausgestattet. Dies zwingt zu einer Straffung der bestehenden 
Kassenorganisation und zur Auflösung einiger kleiner Kassen. Die klei- 
nen Kassen sind unwirtschaftlich, weil sie Geräteausstattung und Lei- 
tungspersonal in nahezu gleichem Umfang wie größere Kassen benö- 
tigen. 

Bei den sehr umfangreichen Untersuchungen, auf welche Standortkassen 
künftig verzichtet werden kann, fiel die Entscheidung u. a. auf die Stand- 
ortkasse Münster. Das betroffene Personal ist weniger schwierig auf 
anderen Dienstposten unterzubringen, als dies bei der Auflösung einer 
anderen Standortkasse im Wehrbereich III möglich gewesen wäre. So 
können von den elf Beamten und sieben Angestellten der Standortkasse 
Münster bis auf einen Beamten alle in angemessener Frist auf anderen 
Dienstposten am Dienstort oder bei benachbarten Dienststellen einge- 
setzt werden. Auch für den verbleibenden Beamten wird sich in absehba- 
rer Zeit eine geeignete Verwendungsmöglichkeit finden. Bis dahin 
wird er außerhalb der Dienstposten bei der Standortverwaltung Münster 
weiterbeschäftigt. 


Was sind die Gründe, die das Bundesministe- 
rium der Verteidigung dazu veranlaßt, die Auflö- 
sung der Zahlstelle Münster im Rahmen der 
Standortverwaltung Münster ins Auge zu fassen, 
und welche Folgen hätte eine solche Auflösung 
für die dort Beschäftigten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Famiiie und Gesundheit 


64. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat der Bundesminister für 

Würtz Jugend, Familie und Gesundheit in den letzten 

(SPD) Jahren ergriffen bzw. wird er zukünftig ergrei- 

fen, um den mißbräuchlichen Verkauf von Alko- 
hol an Kinder und Jugendliche zu verhindern? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 20. Dezember 1985 

Das Gesetz zur Neuregelung des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit, 
das am 1. Aprü 1985 in Kraft getreten ist, sieht vor; 


30 




Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/4634 


Branntwein sowie branntweinhaltige Getränke und Lebensmittel dürfen 
an Minderjährige wie bisher nicht abgegeben werden. Das gleiche güt 
für andere alkoholische Getränke für Minderjährige unter 16 Jahren, und 
zwar nunmehr auch dann, wenn diese - angeblich - zum Verzehr durch 
Erwachsene abgegeben werden sollen; lediglich bei Begleitung durch 
einen Personensorgeberechtigten darf an 14- bis 16jährige ein solches 
Getränk abgegeben werden (§ 4 Abs, 1 und 2). Außerdem wird über das 
früher geltende Recht hinaus mit Wirkung seit 1. Oktober 1985 die 
Abgabe alkoholischer Getränke durch Automaten in der Öffentlichkeit 
generell verboten; eine Einschränkung güt lediglich für Automaten in 
gewerblich genutzten Räumen, wenn durch Aufsicht oder technische 
Vorrichtungen sichergestellt ist, daß Minderjährige unter 16 Jahren sich 
dort nicht bedienen können. 

Über diese gesetzlichen Maßnahmen hinaus versuchen das Bundesmini- 
sterium für Jugend, Fanülie und Gesundheit und die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung seit vielen Jahren, durch gezielte Maßnah- 
men bei den Verantwortlichen das Bewußtsein für die Gefahren miß- 
bräuchlicher Abgabe von Alkohol an Kinder und Jugendliche zu schär- 
fen. So hat die Bundeszentrale 1977 u. a. speziell für Gastwirte und 
Bedienungspersonal in Gaststätten sowie für das Verkaufspersonal in 
Einzelhandels geschälten das Faltblatt „Alkohol gefährdet unsere 
Jugehd“ mit dem Stichwort „Jugendschutz -Gebiet" entwickelt. Außer 
den einschlä0gen Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes enthielt das 
Blatt knappe, klar verständliche Angaben gerade auch zu der Frage, 
wann welche Alkoholika an Minderjährige verkauft werden dürfen. 
Dieses Faltblatt ist in hoher Auflage gedruckt und durch die entsprechen- 
den Verbände an Gastwirte und Einzelhandelsgeschäfte abgegeben wor- 
den. Mit dem Deutschen Hotel- und Gaststättenverband und dem Deut- 
schen Brauerbund wurden überdies in den vergangenen Jahren wieder- 
holt Gespräche mit dem Ziel geführt, über diese Verbände einen miß- 
bräuchlichen Verkauf von Alkohol an Kinder und Jugendliche entgegen- 
zuwirken. 

Die Bundesre0erung hat sich außerdem bei den Verbänden dafür einge- 
setzt, daß in möglichst vielen Gastwirtschaften wenigstens ein nichtalko- 
holisches Getränk billiger als Bier abgegeben wird (siehe zuletzt die 
Antwort auf eine Frage des Abgeordneten Linsmeier vom 20. Dezember 
1984; Drucksache 10/2698). In Kürze wird eine sich auch an Gastwirte 
und den Lebensmitteleinzelhandel richtende Schrift der Bundeszentrale 
über die Vorschriften und Pflichten nach Inkrafttreten des neuen Jugend- 
schutzgesetzes erscheinen und breit gestreut werden. In neuer Auflage 
wird auch das sogenannte Infoset Drogen demnächst wieder verfügbar 
sein, eine auch die neuen Jugendschutzbestimmungen darstellende 
Information für Multiplikatoren der Jugendarbeit. Ebenfalls an Entschei- 
dungsträger richtet sich die seit Jahren in hoher Auflage gezielt verteüte 
Broschüre „Unsere Kinder, frei von Drogen?", in der auch die Alkoholpro- 
blematik mitangesprochen wird. Wenn auch der unmittelbare Erfolg 
dieser Aufklärungsmaßnahmen nicht gemessen werden kann, zeigen 
doch etwa die alle drei Jahre durch geführten Trenduntersuchungen der 
Bundeszentrale, daß der Alkoholkonsum in der Jugend seit Anfang der 
70er Jahre deutlich abgenommen hat. 

Auf Grund einer Aufforderung des Deutschen Bundestages vom Juni 
1985 wird die Bundesregierung dem Parlament bis Ende März 1986 u. a. 
über die Ausführung des Aktionsprogramms des Bundes und der Länder 
zur Eindämmung und Verhütung des Alkoholmißbrauchs berichten. Ein 
wesentlicher Grundsatz dieses Programms ist es, die freie Verfügbarkeit 
alkoholischer Getränke für Kinder und Jugendliche einzuschränken. Hier 
sind auch bereits Maßnahmen der gesundheitlichen Aufklärung und der 
Öffentlichkeitsarbeit - u. a. auch die erwähnte gezielte Ansprache des 
Einzelhandels und der Gastwirte - als Programmpunkte vorgesehen ge- 
wesen. 
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65. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung den immer 

Würtz wieder vorgebrachten Wunsch nach einem ge- 

(SPD) nerellen Verbot der Werbung für Alkohol? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 20. Dezember 1985 

Gefahren durch alkoholische Getränke entstehen in erster Linie durch 
ihre mißbräuclüiche Verwendung. Ein generelles Werbeverbot für alko- 
holische Getränke ist nach Auffassung der Bundesregierung kein geeig- 
netes Mittel, um diesen Gefahren wirksam zu begegnen. 


66. Abgeordneter Liegen der Bimdesregierung Erkenntnisse vor, 

Pöppl inwieweit bei häufigen Besuchen in Diskotheken 

(CDU/CSU) mit Laser-Licht und sonstigen Lichteffekten ge- 

sundheitsschädigende Folgen auftreten, insbe- 
sondere die Sehzellen der Netzhaut zerstört 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 2. Januar 1986 

Seit Ende 1978 werden in zunehmend steigender Zahl Laser- Einrichtun- 
gen in Diskotheken installiert, um hier besondere Lichteffekte zu er- 
zeugen. 

Für die Anwendung und den Betrieb von Laser- Einrichtungen, auch in 
Diskotheken, güt die Unfallverhütungsvorschrift „Laserstrahlen" vom 
1. Aprü 1973. Danach sind Laser- Einrichtungen anzeigepflichtig bei dem 
zuständigen Gewerbeaufsichtsamt und der zuständigen Berufsgenossen- 
schaft (Berufsgenossenschaft „Nahrungsmittel und Gaststätten", 
6800 Mannheim, Steubenstraße 46). 

Wesentlicher Inhalt der Unfallverhütungsvorschrift ist, daß für Laser- 
effekte in Diskotheken vornehmlich Laser der Klasse 1 und 2 zu verwen- 
den sind. Obwohl von diesen Geräten imitierte Laserstrahlung weitge- 
hend keine Gesundheitsschäden am Auge hervorruft, ist die Führung 
und Reflektion der Strahlen so zu gestalten, daß sie nicht in Augenhöhe 
von Beschäftigten oder Besuchern gelangt. 

Eine Schädigung der Sehzellen der Netzhaut ist bei Einhalten der 
genannten Unfallverhütungsvorschrift nach bisheriger Kenntnis ausge- 
schlossen. 


67. Abgeordneter Ist die Bunde sregierimg in der Lage zu verdeutli- 

Oostergetelo chen, gemäß welcher sozialpolitischen Logik das 

(SPD) Erziehungsgeld ohne Anrechnung auf andere 

Sozialleistungen erfolgt - was ich begrüße -, an- 
dererseits aber Sozialhüfeempfänger im Regel- 
fall bei der Entlastimg durch steuerliche Freibe- 
träge respektive Zusatzkindergeld leer aus- 
gehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 6. Januar 1986 

Die Anrechnung des Kindergeldzuschlages und die Minderung der 
Sozialhüfe wegen kindbezogener Einkommensteuerermäßigungen 
erklären sich aus Aufgabe und System der Sozialhilfe. Die Sozialhilfe soll 
dem Empfänger der Hilfe eine menschenwürdige Lebensführung ermög- 
lichen. 
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Andererseits werden auf Grund des Nachranggrundsatzes vorhandene 
Eigenmittel, Einkommen aus Arbeit oder Leistungen anderer Soziallei- 
stungsträger grundsätzlich bei der Hilfe zum Lebensunterhalt berück- 
sichtigt, da andernfalls dem Hilfeempfänger mehr finanzielle Mittel zur 
Verfügung stehen würden als dies für den angemessenen Lebensunter- 
halt notwendig ist. 

Die vom System her gebotene Anrechnung von Einkommen ist seit jeher 
ein Grundprinzip der Sozialhilfe. Demzufolge sind z. B. Renten, Wohn- 
geld, Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, Leistungen der Ausbil- 
dungsförderung, das bisherige Mutterschaftsgeld und das Kindergeld bei 
der Sozialhüfe anzurechnen oder die Hilfe wird um die kindbezogene 
Einkommensteuerermäßigung gemindert. Dasselbe gilt folgerichtig auch 
für den Kindergeldzuschlag und für verbesserte kindbezogene Einkom- 
mensteuerermäßigungen. Dies ist im übrigen bei der vom Ausmaß vor- 
handener Bedürftigkeit abhängigen Arbeitslosenhüfe grundsätzlich nicht 
anders. 

In der Vergangenheit hat es eine Reihe von Versuchen gegeben, das 
Nachrangprinzip hinsichtlich des Kindergeldes zu beseitigen. Wegen der 
sozialpolitischen Bedeutung der Angelegenheit hat sich auf Grund eines 
Auftrages der Arbeits- und Sozialministerkonferenz eine Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe eingehend damit befaßt. Der Bericht der Arbeitsgruppe 
hat zu dem einstimmigen Beschluß der Arbeits- und Sozialministerkonfe- 
renz in der 53. Sitzung am 18./20. Juli 1980 geführt, von einer völligen 
oder auch nur teüweisen Nichtanrechnung des Kindergeldes abzusehen. 
Ich verweise hierzu auch auf die Antwort des früheren Bundesministers 
Frau Huber auf eine entsprechende Frage des Abgeordneten Link in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages am 13. April 1981 (Drucksache 
9/352). 

Allerdings gibt es Ausnahmen vom Nachranggrundsatz. So werden die 
Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz, das Erziehungsgeld 
und künftig das Mutterschaftsgeld für die ersten beiden Monate nach der 
Entbindung (bis 600 DM) bei der Sozialhüfe nicht angerechnet. Die 
Ausnahmen sind deshalb begründet, weü die genannten Leistungen für 
einen anderen Zweck bestimmt sind als die Sozialhüfe (vgl. § 77 BSHG). 
Zweck des Erziehungsgeldes ist es, die persönlichen Leistungen für die 
Betreuung und Erziehung eines Kindes anzuerkennen. Schwangeren 
Frauen, die sich aus wirtschaftlichen Gründen in einer Konfliktsituation 
befinden, soU das „Ja" zum Kind erleichtert werden. Nur dadurch, daß 
das Erziehungsgeld bei der Sozialhüfe - wie im übrigen auch bei anderen 
SoziaUeistungen - nicht zu einer entsprechenden Minderung führt, kann 
es auch bei Einkommensschwachen seiner Zielsetzung gerecht werden. 
Wegen seiner besonderen Zweckbestimmung ist das Erziehungsgeld mit 
dem Kindergeldzuschlag bzw. der kindbezogenen Einkommensteuerer- 
mäßigung also nicht vergleichbar. 

Die Nichtberücksichtigung des Kindergeldzuschlages und der kindbezo- 
genen Steuerermäßigungen bei der Sozialhüfe würde außerdem außer 
acht lassen, daß die Sozialhüfe Regelsätze nach gründlichen Beratungen 
zum 1. Juli 1985 im Bundesdurchschnitt um rund 8 v. H. angehoben 
worden sind, also deutlich über die derzeit maßgebende Preissteige- 
rungsrate hinaus. Außerdem wurde aUeinerziehenden Personen mit 
einem Kind bis zu sieben Jahren ein Mehrbedarf von 20 v. H. zuerkannt. 
Die Sozialhüfe gewährleistet damit auf einem höheren Kaufkraftniveau 
als bisher bei Eltern mit Kindern im Haushalt die Sicherung des Lebens- 
unterhalts. Eine Nichtanrechnung kindbezogener, dem Lebensunterhalt 
dienenden staatlichen Transferleistungen würde zu DoppeUeistungen für 
denselben Zweck führen. Rein rechnerisch würde z. B. die Nichtanrech- 
nung von 46 DM - bezogen auf den Regelsatz eines zehnjährigen Kindes 
von z. Z. monatlich 250 DM im Bundesdurchschnitt - im Ergebnis zu 
einer weiteren rund 18prozentigen Anhebung des Regelsatzes führen mit 
einem entsprechenden Kumiüierungseffekt bei größeren Familien. 
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68. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Eltern, die auf Grund eines zu 
geringen Einkommens den steuerlichen Freibe- 
trag nicht oder nicht voll nutzen können, das 
sogenannte Zusatzkindergeld erst beantragen 
können, wenn ihnen der Steuerbescheid für das 
betreffende Jahr zugegangen ist, und welche 
sozialpohtische Überlegung hat die Bundesre- 
gierung bewogen, ein solches System der Verga- 
be zu wählen, das dazu führt, daß bejahenden- 
falls Berechtigte das ihnen zustehende Kinder- 
geld erst mit einer Verspätung von eineinhalb 
bis zwei Jahren erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 6. Januar 1986 


Der erste Teü dieser Frage ist zu verneinen. Zwar kann der Anspruch auf 
den zum 1. Januar 1986 eingeführten Kindergeldzuschlag erst nach 
Ablauf des Jahres, für das der Anspruch besteht, endgültig festgestellt 
werden, weil erst dann feststeht, welches Einkommen erzielt worden ist 
und ob und gegebenenfalls in welchem Umfang sich der Kinderfreibetrag 
steuerhch ausgewirkt hat. Trotzdem wird der Zuschlag schon während 
dieses Jahres laufend (zusammen mit dem Kindergeld) ausgezahlt, wenn 
der Antragsteller voraussichtiich kein Einkommen erzielen wird, auf das 
Steuern zu zahlen sind. Dies kommt vor allem für Eltern in Betracht, die 
ausschheßhch von Rente, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und/oder 
sonstigen SoziaUeistungen leben. Der Kindergeldzuschlag wird unter 
dem Vorbehalt gezahlt, daß die abschheßende (nachträghche) Prüfung 
den Anspruch in vollem Umfang bestätigt. 

Der zweite Teil der Frage bedarf daher keiner besonderen Beantwortung. 


69. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Welche besonderen sozialpohtischen Überle- 
gungen haben die Bundesregierung bewogen, 
betreffs der Sozialhilfeempfänger das Vergabe- 
system für Zusatzkindergeld so zu gestalten, daß 
durch die Anrechnung als Einkommen und die 
gleichhohe Kürzung der Sozialhilfe faktisch 
nichts ankommt, oder kann davon ausgegangen 
werden, daß die Bundesregierung dieses Ergeb- 
nis als unbefriedigend ansieht und durch ein- 
kommenssteuerüche Gleichbehandlung von 
Kindergeld imd Erziehungsgeld respektive de- 
ren Nichtanrechnung bei Festlegung der Sozial- 
hüfebeträge den derzeitigen Widerspruch been- 
den wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 6. Januar 1986 

Kindergeldzuschlag ist bei der Sozialhüfe als Einkommen ebenso anzu- 
rechnen wie Kindergeld, Wohngeld, Mutterschaftsgeld, Ausbildungsför- 
derung, Arbeitslosenhüfe, Renten usw. Eine andere Regelung für den 
Kindergeldzuschlag würden den Nachrang der Sozialhilfe gegenüber 
sämüichen genannten Leistungen in Frage stellen und dadurch zu Wider- 
sprüchlichkeiten im System der sozialen Sicherung führen. 


70. Abgeordneter 

Oostergetelo 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die Höhe der Geld- 
summe beziffern, die durch die faktische Vorent- 
haltung des Kindergeldes bei der Gruppe der 
Sozialhüfeempfänger durch die Kommunen bei 
den Sozialhüfeaufwendungen ein ge spart wird. 
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und kann man aus diesem Tatbestand schließen, 
daß sich die finanzieUe Situation der Kommunen 
so in der Regierungszeit der jetzigen Koalition 
verschlechtert hat, daß es die Bundesregierung 
als Ziel ansieht, durch undurchsichtige Vergabe- 
systeme die Kommunen durch ein „Sonderopfer 
der Ärmsten" zu entlasten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 6. Januar 1986 

Die kostenmäßigen Auswirkungen einer Berücksichtigung des Kinder- 
geldes bei der Bemessxmg der Sozialhilfe dürften im Jahre 1985 bei rund 
350 Millionen DM liegen; genauere statistische Daten hierüber liegen 
nicht vor. Durch eine Nichtanrechnung des Kindergeldes würden außer- 
dem zusätzliche Personenkreise Anspruch auf Hüfe zum Lebensunterhalt 
haben. 

Daß die im zweiten Teü der Frage enthaltene Annahme eines der Bun- 
desregierung unterstellten „Zieles" völlig verfehlt ist, ergibt sich bereits 
aus der Antwort auf die Frage 67. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Vergabe von Unterhaltungsarbeiten an den 
deutschen Bimdeswasserstraßen nach Aus- 
schreibimg an den günstigsten und nicht an den 
billigsten Bieter vergeben werden sollte, wobei 
die Definition „günstigster Bieter" auch einen 
Hinweis auf deutsche Unternehmen enthalten 
kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Dezember 1985 

Für die Vergabe von Unterhaltungsarbeiten an den deutschen Bundes- 
wasserstraßen gelten wie bei der Vergabe aller anderen öffentlichen 
Bauaufträge die Bestimmgen der „Verdingimgsordnung für Bauleistun- 
gen" (VOB). 

Nach diesen Vorschriften sind für den Zuschlag nur Bieter zu berücksich- 
tigen, die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen die erfor- 
derliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzen. 
Angebote, deren Preise in offenbarem Mißverhältnis zur Leistung stehen, 
werden ausgeschieden. 

Der Zuschlag ist auf das annehmbarste Angebot zu erteüen, wobei alle 
technischen und wirtschaftlichen Umstände zu berücksichtigen sind. Der 
niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend. 

Der „günstigste Bieter", d. h. das annehmbarste Angebot, kann ein 
deutsches Unternehmen sein. Ein Hinweis darauf, daß deutsche Unter- 
nehmen zu bevorzugen wären, ist allerdings nicht möglich, weü gemäß 
§ 8 Nr. 1 VOB/A alle Bewerber gleich zu behandeln sind. Die Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge an ausländische Bewerber - etwa aus anderen 
Mitgliedstaaten der EG - entspricht den nationalen und internationalen 
Vorschriften. 

öffentliche Auftragsvergaben haben auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
{§ 30 Haushaltsgrundsätzegesetz, § 55 Bundeshaushaltsordnung) sowie 


71. Abgeordneter 
Austermann 

(CDU/CSU) 
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gemäß den Verpflichtimgen aus dem EG-Recht und dem GATT-Bereich 
nach Wettbewerbsprinzipien zu erfolgen. Für die Entscheidung über den 
Zuschlag bei öffentlichen Auftragsvergaben dürfen aussctüießhch auf- 
tragsbezogene Kriterien maßgebend sein. 

72. Abgeordneter Zu welchen Terminen werden mit welchem Auf - 

Austennann tragsvolumen Unterhaltungsarbeiten an deut- 

(CDU/CSU) sehen Bundeswasserstraßen, insbesondere Bag- 

gerarbeiten, innerhalb des nächsten Jahres aus- 
geschrieben beziehungsweise vergeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Dezember 1985 

1986 werden für Unterhaltungsarbeiten an den Bundeswasserstraßen 
(ohne Ersatzinvestitionen und größere Grundinstandsetzungen) rund 
200 MiUionen DM auf gewendet werden. Es handelt sich hierbei um das 
gesamte Vergabevolumen nach VOB und VOL, das aus einer Vielzahl 
kleiner und mittlerer, aber auch aus einigen größeren Aufträgen besteht. 
Die Ausgaben fallen über das ganze Jahr verteüt an, witterungsbedingt 
(Bauarbeiten) jedoch mit Schwerpunkt in der zweiten Jahreshälfte. 

In diesem Volumen enthalten sind Aufträge aus dem Bereich der Unter- 
haltungsbaggerei von ca. 40 Millionen DM (1985 ca. 18 MiUionen DM). 
Die erhebhehe Steigerung des Vergabevolumens ist auf den Beschluß des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages vom 24. Oktober 1984 
über die 75prozentige Teilprivatisierung der Naßbaggerunterhaltungsar- 
beiten bis Ende 1987 zurückzuführen; dieser Beschluß wird 1986 im 
Küsten- und Binnenbereich in einem weiteren Teilschritt vollzogen. 

Der weitaus größte Teil des Vergabevolumens entfäUt auf den Küstenbe- 
reich. 

Hinsichtlich der Bagger aufträge gilt folgendes: 

° für Jade und Weser wurden die Aufträge am 6. Dezember 1985 ver- 
geben; 

° für den Nord-Ostsee-Kanal (Brunsbüttel) besteht ein mehrjähriger 
Auftrag; 

° für die Unterelbe ist die Ausschreibung inzwischen erfolgt. 

In großen Teüen des Binnenbereichs werden die Vergabemengen eben- 
falls erhebÜch gesteigert. 

Die genaue Entwicklung des Vergabe Volumens hängt jedoch nicht nur 
von den Dispositionen der Wasser- und Schiff ahrtsverwaltung ab, son- 
dern zu einem er he büchen Anteü auch von den meteorologischen Gege- 
benheiten und von den natürüchen Abflußverhältnissen an den Flüssen, 
die sich über längere Zeit nicht vorhersehen lassen. 

73. Abgeordneter 

HetUing 

(SPD) 


Kann die Bimdesregierung bestätigen, daß das 
Verfahren zur Büdung einer Binnenschiffracht 
im Seehafenhinterlandverkehr für Importkohle 
ab Emden beim Frachtenausschuß Dortmund 
vom Antragsdatum 9. JuÜ 1985 bis zum Wirk- 
samwerden am 10. November 1985 gedauert 
hat, und ist sie angesichts dieses zeitüch aufwen- 
digen Verfahrens der Auffassung, daß Margen- 
frachten ein geeignetes Mittel für die am Bin- 
nenschiffstransport beteüigten Marktpartner 
darsteUen, um gegenüber dem System der (un- 
mittelbar wirkenden) freien Preisbüdung beim 
grenzüberschreitenden Binnenschiffsverkehr 
unverzügüch und wettbewerbsgerecht reagieren 
können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 23. Dezember 1985 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß Margenfrachten einen wesent- 
lichen Fortschritt gegenüber Festtarifen darstellen. Sie sieht die Abwick- 
lung und Wirkung der Frachtfestsetzung für Importkohle ab Emden als 
Bestätigung ihrer Auffassung. Gleichzeitig sieht sie darin einen Beweis 
für die Handlungsfähigkeit und Handlungsbereitschaft der Frachtenaus- 
schüsse der Binnenschiffahrt. Dem Gewerbe wurde ermöghcht, rechtzei- 
tig und wettbewerbsgerecht zu reagieren. 

Da dieser Sachverhalt bereits Gegenstand der Anfrage 76 des Abgeord- 
neten Fischer (Hamburg) (Drucksache 10/4607) war, darf ich hinsichtiich 
der weiteren Einzelheiten und der Bewertung des Vorganges auf die 
seinerzeitige Antwort der Bundesregierung Bezug nehmen. 


74. Abgeordneter 

Hettling 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Margenfrachten in der Binnenschiffahrt, die we- 
gen der langen Zeit zwischen Antragstellung 
und Wirksamkeit sowie wegen der Veröffentii- 
chung unterboten werden können, ein geeigne- 
tes ordnungspolitisches Instrumentarium sind, 
um die unbestrittenen ordnungspohtisch beding- 
ten Wettbewerbsnachteüe beim deutschen See- 
hafenverkehr zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 23. Dezember 1985 


Margenfrachten tragen wesentlich zur Flexibilisierung in der Binnen- 
schiffahrt bei; sie sind daher geeignet, die Wettbewerbsnachteile der 
deutschen Nordseehäfen erhebhch abzumüdern. Dieser Vorteü wird 
durch den Zeitbedarf für das Verfahren zur Preisfindung nicht aufgeho- 
ben. Wie der angeführte Fall zeigt, stand der Tarif vor Eintreten der 
erwarteten Verkehre, die inzwischen angelaufen sind, zur Verfügung. 
Die Parteien hatten hinreichend Zeit, sich darauf einzustellen. 


75. Abgeordneter 

Haar 

(SPD) 


Worauf ist der niedrige Anteü Baden- Württem- 
bergs von 11,2 V. H. an den Mitteln des Bundes 
für den öffentlichen Personennahverkehr zu- 
rückzuführen? 


76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das 

Haar Land Baden-Württemberg im ÖPNV-Ausbau ge- 

(SPD) genüber anderen Bundesländern um „18 Jahre 

zurück" ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 

Ende der 70er Jahre führten insbesondere planrechtiiche Schwierigkei- 
ten bei Stadtbahnvorhaben im Raum Stuttgart zu einem Absinken des 
Anteüs des Landes Baden-Württemberg an den ÖPNV-Mitteln nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG). Aber schon während 
des zweiten Vier- Jahres- Zeitraums (1981 bis 1984) lagen die Ist-Ausga- 
ben höher als die jeweüs ursprünghch vorgesehenen Einplanungen. Das 
Land Baden-Württemberg hat seitdem bedarfsgerecht aus dem Mittel- 
ausgleich profitiert und demzufolge überproportional Mittel für kommu- 
nale Vorhaben erhalten, wie es die nachfolgende Gegenüberstellung 
ausweist: 
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Einplanungen Ist- Ausgaben 

für kommunale Vorhaben Baden- Württembergs 
- in Millionen DM - 


1981 

67,96 

68,40 

1982 

78,37 

79,67 

1983 

71,63 

83,36 

1984 

77,86 

111,14 

Ferner zeigt ein Vergleich der Einplanungen nach dem früheren Pro- 
gramm (1984 bis 1988) mit denen des derzeitigen Programms für die 
Jahre 1985 bis 1989, daß für das Land Baden-Württemberg künftig weiter 
erhebliche Zuwächse in der Mittelzuweisung für kommunale Vorhaben 
vorgesehen sind: 


altes Programm 

- in Millionen DM - 

neues Programm 

1985 

82,36 

98,74 

1986 

85,63 

98,89 

1987 

91,05 

99,00 

1988 

89,79 

99,00 

1989 

(noch keine Zahlen) 

99,00 


Für 1985 erhält das Land Baden- Württemberg demnach 16,38 Millionen 
DM mehr als nach dem alten Programm. Da die Ist- Ausgabe 1985 voraus- 
sichtlich rund 136,0 Millionen DM beträgt, wird das Land Baden-Würt- 
temberg 1985 letztlich insgesamt rund 54 Millionen DM mehr als nach 
der früheren Planung erhalten haben. 

Die Bundesre0erung ist so bemüht, den Nachholbedarf auszugleichen. 
Dieser läßt sich jedoch nicht in Jahreszahlen quantifizieren. 


77. Abgeordneter Wann ist die Bundesregierung bereit, der von 

Haar Baden-Württemberg und dem Landkreis Böblin- 

(SPD) gen seit langem geforderten Verlängerung der 

S-Bahn-Stuttgart bis nach Herrenberg zuzu- 
stimmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 

Erste Vertragsverhandlungen mit dem Land Baden- Württemberg haben 
am 26. November 1985 stattgefunden. Eine weitere Verhandlungsrunde 
ist für den 29. Januar 1986 vorgesehen. 


78. Abgeordneter Wann ist die Bundesre0erung bereit, der Deut- 

Haar sehen Bundesbahn eine aktive Mitwirkung am 

(SPD) geplanten Verkehrsverbund Rhein-Neckar zu 

gestatten und dem notwendigen Ausbau des 
Schienenpersonennahverkehrs im Raum Heidel- 
berg/Mannheim/Ludwigshafen zuzustimmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat sich - zusammen mit den anderen 
Unternehmen des ÖPNV - am 16. Dezember 1985 vertraglich verpflich- 
tet, zum 1. Januar 1986 für den Rhein-Neckar- Raum einen Gemein- 
schaftstarif einzuführen. Berufstätige und Auszubüdende, die mehrere 
Verkehrsmittel benutzen, brauchen von diesem Zeitpunkt an nur noch 
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einen Zeitfahrausweis zu lösen, der in der Regel auch noch preisgünstiger 
ist. Bund, Länder und Zweckverband „ Verkehrsverbund Rhein — Nek- 
kar" haben am 20. Dezember 1985 einen Grundvertrag unterzeichnet, 
dessen erste Stufe der Gemeinschaftstarif bildet und dessen zweite Stufe 
die Gründung eines Verkehrsverbundes vorsieht. 

Die Untersuchungen gehen davon aus, daß im Rhein-Neckar- Raum ein 
Regionalb ahnverkehr eingerichtet werden soll. Hierzu wurden im einzel- 
nen bereits Planungen für die Strecken 

~ Lampertheim — Mannheim-Waldhof — Mannheim Hbf — Schwetzin- 
gen — Hockenheim 

und 

- Neustadt/Speyer — Schifferstadt — Ludwigshafen — Mannheim — 
Heidelberg — Wiesloch — Waldorf 

aufgenommen. 


79. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Deutsche Bundesbahn in dem Zeitraiim 
vom 20. Dezember 1985 bis ziun 16. Mai 1986 
auf der Strecke von Berlin nach Karlsruhe — Lör- 
rach und München insgesamt nur zehn Autorei- 
sezugpaare einsetzt, während im gleichen Zeit- 
raum auf der Strecke Hamburg — Hannover 
nach Karlsruhe — Lörrach und München jeweüs 
mehr als 100 Zugpaare eingesetzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 23. Dezember 1985 


Die Deutsche Bundesbahn (DB) muß auch beim Autoreisezugangebot die 
Intensität der Verkehrsbedienung in erster Linie an der Nachfrage und 
der Marktergiebigkeit ausrichten. Nicht zuletzt ist hierfür das Quellge- 
biet einer Autoreisezugverbindung von Bedeutung. Die Voraussetzungen 
in Berlin sind dabei verhältnismäßig ungünstig. 

Bereits die heutigen Autoreisezugverbindungen ab Berlin nach Karlsru- 
he — Lörrach — München leiden nach Angaben der DB unter unzurei- 
chender Nachfrage. Je Zugpaar sind im Durchschnitt lediglich 12,6 Per- 
sonenkraftwagen verladen worden. In der zum Vergleich herangezoge- 
nen Verbindung ab Hamburg — Hannover waren es dagegen 49,7 Perso- 
nenkraftwagen. 


80. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Ansicht, daß auf 
Grund der besonderen Situation Berlins die Ka- 
pazität von Verkehrsverbindungen nüt Autoreise- 
zügen unzureichend ist, und wird die Bundesre- 
gierung bei der Deutschen Bundesbahn Einfluß 
darauf nehmen, daß zukünftig mehr Autoreise- 
züge auf den Strecken von und nach Berlin ein- 
gesetzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 23. Dezember 1985 

Nach Mitteüung der Deutschen Bundesbahn (DB) ist eine Erhöhung der 
Bedienungshäufigkeit im Autoreisezugverkehr von und nach Berlin 
wegen unzureichender Nachfrage gegenwärtig nicht zu vertreten. Das 
Verkehrsaufkommen 0bt dazu keinen Anlaß. Die von der DB und der 
Deutschen Reichsbahn (DR) in dieser Relation gestellte Kapazität ist z. Z. 
ausreichend. 
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Die Bundesregierung sieht daher gegenwärtig keinen Anlaß und auch 
keine Möglichkeit, der DB - die auch hier in eigener wirtschaftlicher 
Verantwortung handelt - den Einsatz zusätzlicher Züge nahezulegen. 


81. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Belastung der Nordsee und ihrer Kü- 
sten im Norden Niedersachsens und insbesonde- 
re im Westen Schleswig-Holsteins durch Fest- 
müll und öl, beschrieben u. a. auch im Zwi- 
schenbericht des Umweltbundesamtes (UBA) 
über das Forschungsprojekt „Verschmutzung 
der Nordsee durch Öl und Schiffsmüll", drastisch 
zu vemündem, auch um dadurch die enormen 
Kosten der Fremdenverkehrsgemeinden für die 
Strandreinigung zu vemündem? 


82. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregiemng 
seit 1980 unternommen, die Belastung der Nord- 
see und ihrer Küsten durch Müll, Öl, Chemika- 
lien und anderen nicht in das Meer gehörenden 
Dreck zu verringern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 23. Dezember 1985 

Die Bundesregierung setzt ihre ständigen, intensiven Bemühungen fort, 
einige noch zögernde Staaten zur Annahme der Anlage V des Internatio- 
nalen Übereinkommens zur Verhütung der Meeresverschmutzung 
(MARPOL-Übereinkommen) zu bewegen. Es ist zu hoffen, daß 1986 
möglicherweise die für das Inkrafttreten dieser Vorschriften notwendige 
Grenze von 50 v. H. der Weltschiffahrtstonnage erreicht werden kann 
(nach gegenwärtigem Ratifikationsstand: 41 v. H.). 

Die Bundesregierung wird sich anläßlich der Vorbereitungen für die 
2. Internationale Nordseeschutz-Konferenz (1987 in Großbritannien) 
erneut für eine gemeinsame Initiative der Nordseeanliegerstaaten, die 
die Nordsee zum Sondergebiet erklärt, einsetzen, um noch weiterge- 
hende Verbote für Schiffsmüll zu erreichen. National läßt sich die Situa- 
tion dadurch verbessern, daß die Häfen verstärkt dafür sorgen, Schiffs- 
müll an Land abgeben zu lassen. Entsprechende Maßnahmen müssen 
von den Küstenländern ergriffen werden. 

Nach dem MARPOL-Übereinkommen sind Einleitungen, die zu Ölver- 
schmutzungen führen, grundsätzlich verboten. Die Bundesregierung 
bekämpft solche Handlungen mit allen ihr zur Verfügung stehenden 
Mitteln. Dazu gehört ab Januar 1986 unter anderem auch der Einsatz von 
zwei entsprechend ausgerüsteten Flugzeugen der Bundeswehr. Im übri- 
gen dürfte auch die zunehmende Tendenz der Gerichte, bei erkannten 
Ölverschmutzungen drastische Strafen zu verhängen, zur erhöhten 
Abschreckung führen. Zusätzlich ist es erforderlich, daß die in den Häfen 
vorhandenen Auffanglager intensiver von der Schiffahrt genutzt werden. 
Die Küstenländer erarbeiten deshalb z. Z. ein Konzept, daß die Benut- 
zungsbedingungen und Kostenregelungen für diese Anlagen günstiger 
gestalten soll. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung 

- in der 2. Fortschreibung des Berichts über Maßnahmen zur Verhinde- 
rung von Tankerunfällen und zur Bekämpfung von Ölverschmutzun- 
gen der Meere und Küsten vom 3. Januar 1985 (Drucksache 10/2690), 

und 
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- in ihren Antworten auf mehrere Kleine Anfragen sowie in verschiede- 
nen Fragestunden (insbesondere Frage 79, Plenarprotokoll 10/50, An- 
lage 19) 

ausführlich über ihre vielfältigen Maßnahmen und internationalen Akti- 
vitäten auf diesem Gebiet berichtet hat. 


83. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 

Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 23. Dezember 1985 

Die zwischen dem Land Schleswig-Holstein vmd der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) am 7. Juni 1985 getroffene Vereinbarung über die ÖPNV- 
Bedienung im Land Schleswig-Holstein sieht vor, daß die DB zur Attrakti- 
vitätssteigerrmg die Bedienung auf ihren in der Vereinbarung genannten 
Strecken auf Regionalschnellverkehr umstellen wird. Auf meine Antwort 
auf Ihre Frage in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 6./ 
8. November 1985 (Drucksache 10/4114, Frage 71) möchte ich in diesem 
Zusammenhang verweisen. 

Die Überlegungen für die erforderhchen Maßnahmen, die zunächst in 
einem gemeinsamen Ausschuß des Landes und der DB abgestimmt und 
voraussichtlich im Herbst 1986 wirksam werden sollen, sind nach Anga- 
ben der DB noch nicht abgeschlossen. 

Erst dann sind Aussagen über Art und Umfang möglich. 


Wie sehen nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Pläne, aber auch schon noch nicht planreife 
Überlegungen der Deutschen Bundesbahn aus, 
in bezug auf den Erhalt von Strecken, Gleisen 
imd Verkehrsgestaltung für die Westküste 
Schleswig-Holsteins? 

Welches sind die Gründe für Veränderungspläne 


85. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Maßnahmen auf nationaler und interna- 
tionaler Ebene will die Bundesregierung ergrei- 
fen, um sicherzustellen, daß Wasserfahrzeuge so 
betrieben werden, daß vermeidbare Emissionen 
verhindert imd unvermeidbare Emissionen auf 
ein Mindestmaß beschränkt bleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Dezember 1985 


1. Lärmemissionen 

Das höchstzulässige Fahrgeräusch von Binnenwasserfahrzeugen ist in 
der internationalen Rheinschiffahrt und in der Binnenschiffahrt außer- 
halb des Rheins auf 75 dB (A), gemessen in 25 Meter Entfernung vom 
Schiff, festgelegt. 

Die Zentralkommission für die Rheinschiffahrt (ZKR) erwägt, diesen 
Grenzwert geringfügig noch weiter herabzusetzen. Auf Initiative der 
deutschen Delegation wird auch eine Begrenzung der Emission von 
stilliegenden Schiffen (Hüfsmaschinen!) erörtert. 

Es ist davon auszugehen, das solche Verbesserungen von der EG 
übernommen und somit auch auf den Wasserstraßen außerhalb des 
Rheins wirksam würden. 
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Für Sportboote mit weniger als 15 Kubikmeter Wasserverdrängung 
gelten die vorstehenden Begrenzungen nicht. Dank des Appells der 
Bundesregierung an Motorhersteller und Sportbootfahrer haben die 
Beschwerden über Lärmbelästigungen durch Sportboote inzwischen 
erheblich ab genommen. Die Bundesregierung wird die weitere Ent- 
wicklung sorgfältig beobachten. 

2. Abgasemission 

Die Binnenschiffahrt belastet die Umwelt durch Abgase allein wegen 
des sehr geringen spezifischen Energieverbrauchs nur unbedeutend. 
Da Binnenschiffe praktisch ausnahmslos Dieselantriebe mit bekann- 
termaßen schadstoffarmer Verbrennung haben und hierbei Schweröl 
mit hohem Schwefelanteil nicht verwendet wird, sind verordnungs- 
rechthche Aktivitäten weder national noch international vorgesehen. 


86. Abgeordneter Um wieviel Prozent erhöht sich die Straßenbean- 

Daubertshäuser spruchung, wenn das Gewicht der Antriebsachse 

(SPD) von fünf- oder sechsachsigen Fahrzeugkombi- 

nationen von 10 Tonnen auf 11 Tonnen erhöht 
wird, imd wie sieht diese Zahl aus, wenn das 
Gewicht bei straßenschonender Bauweise auf 
11,5 Tonnen heraufgesetzt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 

Alle Experten au/ nationaler wie auf EG-Ebene gehen davon aus, daß die 
straßenschädigenden Folgen einer Erhöhung der Antriebsachslast von 
10,0 Tonnen auf 11,0 Tonnen bzw. auf 11,5 Tonnen - ca. 47 v. H. bzw. 
75 V. H. - bei einer fünf- oder sechsachsigen Fahrzeugkombination in 
ihrer Abhängigkeit von deren Bereifung größtenteüs wieder ausgegli- 
chen werden, so daß eine isolierte Betrachtung dieser Prozentsätze im 
Sinne Ihrer Frage nicht relevant ist und irreführend wäre. 


87. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz ihrer 
entgegengesetzten Versicherung, unter ande- 
rem in ihrer Antwort auf meine Frage vom 
15. Oktober 1985, die Bundesbahndirektion Köln 
weiterhin die Einführung des gesetzlichen Zug- 
paares auf der Strecke Wuppertal-Elberfeld 
— Wuppertal-Cronenberg zum Sommer 1986 be- 
absichtigt und durch die Gestaltung der Umbau- 
arbeiten im Bahnhof Wuppertal- Steinbeck tech- 
nisch erzwingen will (Schreiben 38 B 44 Bp (S) 
vom 9. Dezember 1985 an Dez. 70 b), und was 
wird die Bimdesregierung unternehmen, damit 
ihre Zusage bezüglich der Aufrechterhaltimg 
des Zugverkehrs eingehailten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 


Der von Ihnen zitierte interne Schriftverkehr der Bundesbahndirektion 
Köln ist dem Bundesminister für Verkehr weder bekannt noch für seine 
Aussage relevant. Gemäß meiner Antwort vom 18. November 1985 auf 
Ihre Frage 55 (Drucksache 10/4299) wird die Deutsche Bundesbahn das 
Angebot auf der Strecke Wuppertal- Elberfeld — Wuppertal-Cronenberg 
entsprechend den Verpflichtungen gemäß § 4 Bundesbahngesetz und § 4 
Allgemeines Eisenbahngesetz bis zur endgültigen Entscheidung über 
den Fortbestand der Strecke aufrechterhalten. 
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88. Abgeordneter 
Pöppl 
(CDU/CSU) 


Gibt es Erkenntnisse, daß die Überholspuren der 
Bundesautobahnen zunehmend zum Langsam- 
fahren zweckentfremdet, nachkommende Auto- 
fahrer häufig zum Rechtsüberholen gezwungen 
und damit Unfälle verursacht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 

Nein. Bei der Unfallaufnahme wird der benutzte Fahrstreifen in aller 
Regel nicht erfaßt. 


89. Abgeordneter 
Pöppl 
(CDU/CSU) 


Wird eingedenk dessen, daß europäische Nach- 
barstaaten bereits dazu übergingen, für Überhol- 
spuren eine Mindestgeschwindigkeit vorzu- 
schreiben - wovon man sich eine Reduzierung 
auf Langsamfahren zurückzuführender Auffahr- 
unfälle verspricht — , eine MögÜchkeit gesehen, 
die Folgen des Langsamfahrens auf Überholspu- 
ren wissenschaftlich untersuchen zu lassen und 
bei entsprechendem Ergebnis gegebenenfalls 
auf den Überholspuren der Autobahnen eine 
Mindestgeschwindigkeit oder Richtgeschwin- 
digkeit von ca. 80 Küometer/Stunde einzu- 
führen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 

Eine allgemeine Mindestgeschwindigkeit von 80 Kilometer/Stunde für 
den äußersten linken Fahrstreifen gibt es seit dem 1. August 1985 nur in 
Frankreich. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, diesem Beispiel 
generell zu folgen. Die Straßenverkehrsbehörden der Länder können 
aber örtliche Mindestgeschwindigkeiten für einzelne Fahrstreifen anord- 
nen, wenn dies zur Verbesserung des Verkehrsflusses, z. B. an Steigungs- 
strecken, sachgerecht ist. 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bezogen auf eine repräsentative Kraftfahrzeug- 
Flotte dieser Geschwindigkeitsbereich oberhalb 
von 80 Küometer/Stunde auch geringere Schad- 
stoffausstöße hervorruft als niedrigere Ge- 
schwindigkeitsbereiche? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 30. Dezember 1985 

Repräsentative Untersuchungen über das Abgasverhalten der Kraftfahr- 
zeuge auf Bundesautobahnen oberhalb und unterhalb von 80 Kilometer/ 
Stunde liegen der Bundesregierung nicht vor. 


90. Abgeordneter 
Pöppl 
(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 
Uldall 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Beteili- 
gung der Lufthansa an dem neugegründeten 
Unternehmen LIS Lufthansa Informationstechnik 
und Software GmbH? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 27. Dezember 1985 

Das Engagement der Deutschen Lufthansa liegt im Rahmen ihres sat- 
zungsgemäßen Geschäftszwecks; es stellt einen Teil der heute möglichen 
Berlin-Präsenz der Deutschen Lufthansa dar. Die Bundesregierung 
begrüßt dies. 

Bei der neuen Gesellschaft liegt ein Anteil von 49 v.H. des Stammkapitals 
in privater Hand. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


92. Abgeordneter 

Paterna 


(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
3 SAT in der jetzigen Form und auf den Rechts- 
grundlagen des gemeinsamen Vertrages zwi- 
schen ZDF, ORF und FRG vom 14. Juli 1984 ohne 
spezielle staatsvertragliche Regelung und/oder 
grundsätzlich wegen mangelnder Landeskom- 
petenz verfassungswidrig ist, und wenn ja, wel- 
che Konsequenzen sind daraus für die Abstrah- 
lung über Satellit und die Einspeisung in Kabel- 
verteüanlagen der Deutschen Bimdespost zu 
ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 


Wie in Ihren Fragen zutreffend zum Ausdruck kommt, sind dem Bund die 
Kompetenzen auf dem Gebiet des Auslandsrundfunks gemäß Artikel 73 
Nr. 1 GG Vorbehalten. Würden die Länder in diesem Bereich selbst 
Rundfimk rechtlich regeln wollen, bedürfte dies nach Auffassung der 
Bundesregierung gemäß Artikel 71 GG der ausdrücklichen Ermächti- 
gung durch ein Bundesgesetz. Soweit die Veranstaltung von 3 SAT auf 
der Grundlage des Vertrages vom 14. Juli 1984 die Kriterien des Aus- 
landsrundfunks erfüllt, würde auch diese Veranstaltung dem Ermächti- 
gungsvorbehalt nach Artikel 71 GG unterliegen. Die hiermit zusammen- 
hängenden kompetenzrechtlichen und rundfunkpolitischen Fragen wer- 
den von der Bundesregierung zur Zeit im Rahmen der Erarbeitung des 
medienpolitischen Konzepts des Bundes geprüft; diese Prüfung ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Zu der Frage, ob der ZDF- Staats vertrag eine geeignete landesrechtliche 
Grundlage zur Veranstaltung von 3 SAT ist, nimmt die Bundesregierung 
nicht Stellung. 

93. Abgeordneter Welche Gründe sprechen nach Auffassung der 

Paterna Bundesregierung bei einem sowohl nach innen 

(SPD) sowie über die Staatsgrenze hinaus gerichteten 

Fernsehprogramm für und gegen eine ausdrück- 
liche gesetzliche Ermächtigung durch den Bim- 
desgesetzgeber nach Artikel 71 GG? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 

Artikel 71 GG erfordert für die Inanspruchnahme ausschließlicher Bun- 
deskompetenzen durch die Länder eine ausdrückliche Ermächtigung; für 
Ermessenserwägungen ist deshalb kein Raum. 
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94. Abgeordneter 

Paterna 


(SPD) 


Welche Erwägungen stellen zuständige Ressorts 
der Bundesregierung gegenwärtig an, um die 
dem Bund vorbehaltenen Kompetenzen des Aus- 
landsrundfunks in verstärktem Umfang zu nut- 
zen, und welche Probleme sieht die Bundesre- 
gierung dabei in der Abgrenzung zu den rund- 
funkrechtlichen Kompetenzen der Bundes- 
länder? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 


Die Bimdesregierung prüft zur Zeit im Rahmen der Erarbeitung des 
medienpolitischen Konzepts des Bundes die Perspektiven, die Rolle und 
die Aufgaben, die den Rundfunkanstalten des Bundesrechts Deutsche 
Welle und Deutschlandfunk angesichts der umwälzenden Änderungen 
im Rundfunkbereich künftig zukommen sollen, und wie sie ihren gesetz- 
lichen Auftrag entsprechend der technischen Entwicklung weiterhin 
wirksam erfüllen können. Einbezogen in diese Überlegungen sind dabei 
notwendigerweise auch die in der Antwort zu Frage 92 bereits erwähnten 
kompetenzrechtlichen Fragestellungen. 

Die Überlegungen bedürfen noch der Abstimmung innerhalb der Bun- 
desregierung, vor allem in rundfunkpolitischer Hinsicht sowie mit den 
autonomen Rundfunkanstalten Deutsche Welle und Deutschlandfunk. 
Die damit verbundenen vielfältigen rechtlichen und politischen Fragen 
müßten zudem im Rahmen des von der Bundesregierung angestrebten 
medienpolitischen Dialogs mit den Ländern abgeklärt werden. 


95. Abgeordneter Welche rechtlichen Probleme sieht die Bundes- 

Pateraa regierung gegenwärtig bei der Verbreitung von 

(SPD) Fernsehprogrammen über Satelliten und deren 

Einspeisung in Kabelverteüanlagen national imd 
international bezüglich des Urheberrechts, des 
Mietrechts, des Wettbewerbsrechts und der 
Ramnordnung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 

Zu den innerstaatlichen Fragestellungen: 

1. Urheberrecht 

Urheberrechtliche Probleme bei der Verbreitung von Fernsehpro- 
grammen über Satelliten und deren Einspeisung in Breitbandkabelan- 
lagen bestehen nicht. Die Deutsche Bundespost (DPB) speist die über 
Satellit herangeführten Programme nur dann in ihre Breitbandverteü- 
netze ein, wenn der Programmanbieter versichert hat, daß er über die 
erforderlichen urheberrechtlichen und leistungsschutzrechtlichen 
Nutzungsrechte verfügt (vgl. auch die Antwort auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler, Drucksache 10/2915, S. 56). 

2. Mietrecht 

Die Bimdesregierung hat durch den Erlaß entsprechender Rechtsver- 
ordnungen Rechtssicherheit darüber hergestellt, daß die Betriebsko- 
sten eines Breitbandanschlusses sowie die monatlichen Grundgebüh- 
ren als Mietnebenkosten umlagefähig sind. 

Die Bundesregierung mißt dem Rechtsentscheid des Kammergerichts 
in Berlin vom 27. Juli 1985 besondere Bedeutung bei. Die Entschei- 
dung bejaht den Modernisierungscharakter von Breitbandanschlüs- 
sen in Berlin und stellt damit klar, daß die Verkabelung von Mietwoh- 
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nungen bei Programmvermehrung als eine den Wohnwert verbes- 
sernde Maßnahme im Sinne von §541b BGB anzusehen ist. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß sich hieraus für die Beurteüimg 
der Frage nach der Umlagefähigkeit der Hausinnenverkabelungsko- 
sten und der Anschließungsgebühren im Wege der Auslegimg der 
einschlägigen Gesetze Konsequenzen herleiten lassen. 

3. Wettbewerbsrecht 

Zu Fragen der Wettbewerbssituation zwischen öffentiich-rechtiichen 
Rundfunkanstalten und privaten Anbietern kann sich die Bundesre- 
gierung erst nach eingehender Prüfung äußern, die noch nicht abge- 
schlossen ist. 

4. Raumordnungsrecht 

Soweit Raumordnungsrecht betroffen ist, findet die Entschließung der 
Ministerkonferenz für Raumordnung über die Abstimmung raumbe- 
deutsamer Planungen imd Maßnahmen der DBP mit den Erfordernis- 
sen der Raumordnung vom 19. September 1978 Anwendung. 

Darüber hinaus sind die „Vorstellungen des Bundes für eine Medien- 
ordnung der Zukunft", Ziffer IV 2, zu beachten [Bulletin Nr. 29/85, 

S. 237 ff. (241)]. 

Zu den internationalen Fragestellungen: 

Die internationale Problematik vor allem des Urheber- und des Wettbe- 
werbsrechts ist eingehend in dem Grünbuch der EG-Kommission zur 
Errichtung des gemeinsamen Marktes für Rundfunk, insbesondere über 
Satellit und Kabel, dargelegt. Ein Entwurf von Richtlinien der EG-Kom- 
mission hierzu liegt noch nicht vor. Die Länder haben nach Beratungen 
mit der Bundesregierung auf Fachebene durch Bundesratsbeschlüsse 
vom 1. März 1985 (BR- Drucksache 360/84) und vom 29. November 1985 
(BR-Drucksache 233/85) insbesondere zu der aufgeworfenen Kompetenz- 
frage Stellung genommen. Die Bundesregierung prüft derzeit die danüt 
verbundenen Probleme. Sie möchte zu gegebener Zeit unter Einbezie- 
hung des Entwurfs der EG-Richtlinien Stellung nehmen. 


96. Abgeordneter In welchen Städten hat das Bundesministerium 

Liedtke für das Post- und Femmeldewesen inzwischen 

(SPD) freie Frequenzen für lokale Fernsehsender ge- 

ringer Reichweite festgestellt, imd in welchen 
größeren Städten laufen diese Untersuchungen 
noch? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 

Die Deutsche Bundespost hat in allen Städten nüt mehr als 100 000 
Einwohnern die Suche nach Fernsehfrequenzen für Sender kleiner Lei- 
stung in Auftrag gegeben (ca. 70 Städte). Diese Suche wurde kürzlich 
noch ausgeweitet auf weitere Orte in Bayern. 

Nach dem derzeitigen Stand der Untersuchungen kann gesagt werden, 
daß in manchen Städten sich durchaus neue Sendemöglichkeiten ab- 
zeichnen. Eine fimdierte Aussage ist aber erst nach Abschluß der z. Z. 
laufenden Koordinierung, ca. Mitte 1986, möglich. 


97. Abgeordneter 
Liedtke 
(SPD) 


In welchen Städten hält die Bimdesregierxmg auf 
Grund bisher vorliegender Gutachten ein durch 
Werbeeinnahmen finanziertes lokales Fernseh- 
programm von mindestens einer Stunde tägli- 
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eher Sendezeit für wahrscheinheh, und in wel- 
chen Städten ist nüt mehr als einem lokalen 
Fernsehprogramm zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 

Die angesprochenen Gutachten hegen der Bimdesregierung im einzel- 
nen nicht vor. 

Prof. Witte geht davon aus, daß ein anspruchsvolles einstündiges Lokal- 
programm bei ca. 300 000 angeschlossenen Wohneinheiten aus den Wer- 
beeinnahmen finanziert werden kann (Prof. Eberhardt Witte: Neue Fern- 
sehnetze im Medienmarkt S. 36 bis S. 40). 

Möghehe Programmanbieter für lokale Fernsehprogramme haben sich 
vor allem aus den Ballungsgebieten gemeldet; über deren wirtschafthehe 
Möghehkeiten hegen keine Aussagen vor, da es sich in den Vorgesprä- 
chen immer um Fragen der technischen Reahsierbarkeit handelte. 

98. Abgeordneter Mit welchen Auswirkungen auf che Anschlußbe- 

Liedtke reitschaft der Bürger an Breitbandverteünetze 

(SPD) und auf che Gebühreneinnahmen rechnet die 

Bimdesregienmg für den Fah, daß demnächst 
einerseits lokale Fernsehprogramme drahtlos 
und andererseits über Satelht verbreitete Fern- 
sehprogramme durch private Empfangsanlagen 
direkt empfangen werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 

Drahtlos übertragene lokale Fernsehprogramme sowie die über direkt- 
empfangbare Satelhten übertragenen Fernsehprogramme gehören zu 
den für jedermann ausgestrahlten, am Ort empfangbaren Rundfunkpro- 
grammen und werden daher als Bestandteüe der Grundleistung bzw. der 
Zusatzleistung in die Breitbandnetze der Deutschen Bundespost einge- 
speist. Sofern es sich aus der Sicht der Nutzer um attraktive Programme 
handelt, werden Anschlußbereitschaft, Anschlußchchte und Gebühren- 
einnahmen positiv beeinflußt. 

99. Abgeordneter Welche femmelderechthchen, Steuer- und abga- 

Liedtke benrechthehen Instrumentarien erwägt die Bun- 

(SPD) desregierung, um che derzeitige Wettbewerbssi- 

tuation zwischen privatrechthehen und öffent- 
hch-rechthchen Rundfunkanstalten zu verän- 
dern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Dezember 1985 

Die rechthehe Situation der privaten Programmanbieter wird zur Zeit 
innerhalb der Bundesregierung umfassend geprüft. Die Ergebnisse der 
Prüfung müssen sorgfältig abgestimmt werden und werden zu gegebener 
Zeit bekanntgegeben. 

100. Abgeordneter 
Dr. Enders 
(SPD) 


Trifft es zu, daß nach den Plänen des Bundesmi- 
nisters für das Post- und Fernmelde wesen insge- 
samt 40 V. H. der Arbeitsplätze in der Linien- 
und Zeichenstelle des Fernmeldeamtes Fulda 
aufgelöst werden, und wie verträgt sich diese 
Maßnahme mit der sozialen Verantwortimg und 
den Bestrebungen der Brmdesregierung, Ar- 
beitsplätze im Zonenrandgebiet zu sichern? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 20. Dezember 1985 

Durch infolge von Strukturverschiebungen notwendig gewordene Über- 
arbeitung der Bemessungsregelung für die Linien- und Zeichenstellen 
der Fernmeldeämter wird bundesweit voraussichtlich etwa 22 v. H. bis 
30 V. H. des z. Z. ausgewiesenen Personalbedarfs entfallen. 

Zu den Auswirkungen bei den einzelnen Fernmeldeämtern, so auch beim 
Fernmeldeamt Fulda, kann erst nach Auslieferung und Anwendung der 
neuen Bemessungsregelung voraussichtlich im Januar 1986 etwas gesagt 
werden. Z. Z, liegt nur die Bundesprognose vor. 

Die Art der Arbeitserledigung ist in den Linien- imd Zeichenstellen aller 
Fernmeldeämter gleich. Von daher scheiden unterschiedliche Anwen- 
dungen der zentralen Bemessungsvorschrift aus. Unbeschadet meiner 
ständigen Bemühungen, den besonderen Belangen des Zonenrandgebie- 
tes im Rahmen meiner Möglichkeiten Rechnung zu tragen, wäre es daher 
betrieblich und wirtschaftlich unvertretbar, Kräfte über den tatsächlich 
erforderlichen Bedarf hinaus in den Linien- imd Zeichenstellen zu be- 
schäftigen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


101. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium des In- 
nern das Bundesarchiv nach Fertigstellung der 
Ausstellungen „Der Bimdespräsident" und „Der 
Parlamentarische Rat" bei der Vorbereitung des 
„Hauses der Geschichte" ausgeschaltet hat, und 
wäre eine Beteiligung des Bundesarchivs und 
des Instituts für Zeitgeschichte an der Träger- 
schaft des „Hauses der Geschichte" nicht geeig- 
net, deren historische, archivalische und mu- 
seumstechnische Erfahrung beim Ausbau des 
„Hauses der Geschichte" zu sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 8. Januar 1986 


1. Es trifft nicht zu, daß das Bundesarchiv, eine nachgeordnete Behörde 
des Bundesministers des Innern, bei der Vorbereitimg des „Hauses 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" ausgeschaltet wor- 
den ist. Die historische, archivalische und museumstechnische Erfah- 
rung des Bundesarchivs steht der Bundesregierung auch weiter voll 
zur Verfügung. 

Richtig ist, daß der Bimdesminister des Innern das Bundesarchiv 
beauftragt hatte, die Bonner Ausstellung „Der Bundespräsident" vor- 
zubereiten und auszurichten; in gleicher Weise ist es beauftragt, 
nunmehr eine Ausstellung „Der Parlamentarische Rat" vorzubereiten. 
Vorbereitimg und Errichtung des „Hauses der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland" hat der Bundeskanzler dem Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Dr. Schneider, übertragen; 
die zuständige Fachabteüung des Bundesministers des Innern sowie 
selbstverständlich alle anderen Bundesbehörden, auch das Bundesar- 
chiv, arbeiten ihm bei der Erfüllung dieser Aufgabe zu. 

2. Das „Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" soU als 
selbständige Stiftung des öffenüichen Rechts durch Bundesgesetz 
errichtet werden. Deshalb kommt eine (Mit-)Trägerschaft durch das 
„Institut für Zeitgeschichte" nicht in Betracht. 


48 



Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/4634 


102. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Welche personellen Vorschläge werden von sei- 
ten der Bundesregierung für die Besetzung des 
Aufbaustabes beim „Haus der Geschichte" und 
des künftigen wissenschaftiichen Beirats ge- 
macht, und wann wird die Bundesregierung mit 
den Vertretern der Parteien Kontakt aufnehmen, 
um die personelle Besetzung dieser beiden Gre- 
mien einverständhch zu regeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 8. Januar 1986 


Das „Haus der Geschichte der Bundesrepubhk Deutschland" soll - wie 
bereits zu Frage 101 ausgeführt - als selbständige Stiftung des öff ent- 
heben Rechts errichtet werden. Die Bundesregierung wird den Entwurf 
eines entsprechenden Bundesgesetzes demnächst beschließen und dann 
den gesetzgebenden Körperschaften des Bundes zuleiten. In diesem 
Gesetz werden die Organe der Stiftung und ihre Zusammensetzung 
bestimmt werden; die Bundesregierung denkt an eine gleichgewichtige 
Zusammensetzung des Kuratoriums der Stiftung - des entscheidenden 
Beschlußorgans - aus Vertretern des Deutschen Bundestages, der Länder 
und der Bundesregierung. Als ein weiteres Organ ist ein wissenschaft- 
hcher Beirat vorgesehen. 

Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes soll das „Haus der Geschichte der 
Bundesrepubhk Deutschland" in der Form einer unselbständigen Stif- 
tung im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern geführt wer- 
den. Über die Zusammensetzung der Gremien dieser unselbständigen 
Stiftung finden derzeit Gespräche mit Vertretern der Fraktionen des 
Deutschen Bundestages statt. 

Unabhängig von diesen Gesprächen wird z. Z. der wissenschafthehe 
Aufbaustab für das „Haus der Geschichte der Bundesrepubhk Deutsch- 
land" gebildet. Er soll unter der Anleitung und Verantwortung der vier 
Sachverständigen, die die Grundkonzeption für dieses Haus erarbeitet 
und sich bereit erklärt haben, weiterhin als Gründungs direktorium zur 
Verfügung zu stehen, und in Abstimmung mit den Organen der (unselb- 
ständigen) Stiftung die AussteUungskonzeption im einzelnen erarbeiten. 

Drei junge Historiker konnten schon im Jahre 1985 für den Aufbaustab 
als ZeitangesteUte gewonnen werden, drei weitere soUen im Jahre 1986 
angesteUt werden. Diese wissenschaftiichen Mitarbeiter werden in 
Abstimmung mit dem Gründungsdirektorium eingesteUt. 


103. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


In welcher Weise wird sich das „ Deutsche Histo- 
rische Museum" in Berhn vom „Haus der Ge- 
schichte" in Bonn konzeptionell unterscheiden, 
und in welcher Weise soUen die Konzepte beider 
Häuser, wie von der Bundesregierung mitgeteüt, 
aufeinander abgestimmt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 8. Januar 1986 

Das „Deutsche Historische Museum" wül die Bundesrepubhk Deutsch- 
land dem Land Berhn anläßheh des 750jährigen Stadtjubiläums Berlins 
schenken. Es soll die gesamte deutsche Geschichte - von den Anfängen 
bis in die Gegenwart - darsteUen. Dagegen soll sich die Darstellung im 
„Haus der Geschichte", einer Stiftung des Bundes, auf die Geschichte der 
Bundesrepubhk Deutschland konzentrieren. 

Diese 1949 beginnende Geschichte kann allerdings nur auf dem Hinter- 
grund der jüngsten deutschen Geschichte - der Weimarer Republik, des 
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NS-Regimes und des Zweiten Weltkrieges - verständlich gemacht 
werden; diese wird daher in angemessener Weise in die Darstellung 
einbezogen werden. 

Eine abgestimmte Darstellung in beiden Einrichtungen wird u. a. 
dadurch sichergestellt, daß wichtige Persönlichkeiten in den Gremien für 
beide Einrichtungen mitarbeiten. So ist der Vorsitzende der Sachverstän- 
digenkommission und des Gründungsdirektoriums für das „Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" Prof. Dr. Gail zugleich 
Mitglied der Expertenkommission, die die Konzeption für das „Deutsche 
Historische Museum" in Berlin erarbeitet. 


104. Abgeordneter 
Dr. Pohlmeier 

(CDU/CSU) 


Hält die Bimdesregierung das Verbot der 
Zweckentfremdung von Wohnraum angesichts 
eines bvmdesweiten Überangebots von Wohnun- 
gen noch für zeitgemäß, vmd ist sie bereit, eine 
gesetzgeberische Initiative zu ergreifen mit dem 
^el, mehr Flexibilität in der Verwendung von 
Wohnraum herzusteUen vmd einen weiteren Bei- 
trag zur Entbürokratisienmg zu leisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 9. Januar 1986 


Das „ Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum " ist 
als Artikel 6 des Gesetzes zur Verbesserung des Mietrechts vom 
4. November 1971 (BGBl. I S. 1745) am 11. November 1971 in Kraft getre- 
ten. Es ermächtigt die Landesregierungen, „für Gemeinden, in denen die 
Versorgvmg der Bevölkerung mit ausreichendem Wohnraum zu ange- 
messenen Bedingungen besonders gefährdet ist, durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß Wohnraum anderen als Wohnzwecken nur mit 
Genehmigung der von der Landesregierung bestimmten Stelle zugeführt 
werden darf". 


Von dieser Ermächtigung haben nach Kenntnis der Bundesregierung 
derzeit acht Landesregierungen Gebrauch gemacht, nämhch 


- Baden-Württemberg 

- Bayern 

- Berlin 

- Bremen 

- Hamburg 

- Hessen 

- Niedersachsen 

- Nordrhein-Westfalen 


für 6 Städte 

für 10 Städte und Gemeinden 


für 18 Städte und Gemeinden 
für 4 Städte 

für 30 Städte vmd 3 Landkreise. 


Die Wohnungsmarktlage hat sich seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
wesentlich entspannt; sie ist bundesweit ausgeglichen; teü weise sind 
Leerstände — auch von Sozialwohnungen — zu verzeichnen. Die Bundes- 
regierung wird daher Ihre Frage zum Anlaß nehmen, zunächst die Lan- 
desregierungen um Stellungnahme zu bitten, ob noch ein Bedürfnis für 
die gesetzliche Regelung besteht. Über das Ergebnis werde ich Sie 
unterrichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technoiogie 


105. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Überlegungen, Maßnahmen oder Konse- 
quenzen strebt die Bundesregierung nach der 
jüngsten Entdeckung des ca. 25000 bis 
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30 000 Quadratkilometer großen und ca. 
33® Celsius warmen Thermalwasserbeckens in 
Süddeutschland (Blaubeuem, Landkreis Ulm/ 
Donau) durch das Pforzheimer Forscherteam um 
Jochen Hasenmayer im Bereich der Trinkwas- 
serversorgimg, der Wärmeerzeugung und der 
Energieversorgung an? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 23. Dezember 1985 

Die Bundesregienmg hat Kenntnis von der Existenz dieses Thermalbek- 
kens. Es wurde 1956 im Zusammenhang mit Erdölmutungsbohrungen 
entdeckt und von zwei Erdölgeologen als Thermalkarstbecken erkannt. 

Seit 1977 wird das Becken durch Thermalbohrungen {Saulgau 1) erkun- 
det. Nachfolgende Bohrungen und Untersuchungen in diesem Becken 
wurden auch durch den Bundeminister für Forschung und Technologie 
unterstützt. 

Die geologische Struktur des Beckens ist zur Zeit noch nicht so gut 
bekannt, daß man zuverlässig auf die geothermisch effektive Größe des 
Beckens schließen kann. 


Teüt die Bundesregierung die Ansicht, daß zügi- 
ge und gemeinsame Initiativen mit den Bundes- 
ländern Baden- Württemberg und Bayern in der 
weiteren Erforschung und Nutzbarmachung die- 
ses bisher weltgrößten Thermalbeckens notwen- 
dig sind, und im süddeutschen Raum eine ener- 
giepolitische „Wende" ohne Atomstrom einge- 
leitet werden könnte, wenn sich die bisherigen 
wissenschaftlichen Auswertimgen Hasenmayers 
bestätigen, die aussagen, daß nach Nutzbarma- 
chung für Heizzwecke in seiner gesamten Aus- 
dehnung (des Beckens) eine Energieleistung von 
50000 bis 100000 Megawatt (im Vergleich: Das 
Kraftwerk Biblis ist ausgelegt auf 1 200 Mega- 
watt) erbracht werden könnte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 23. Dezember 1985 

Es handelt sich nicht um das weltgrößte Becken. In der Toskana, Neusee- 
land, Island, Kalifornien und Ostafrika sind größere. 

Die Aussagen über die Leistungsfähigkeit des Beckens sind erheblich 
überschätzt. 

Das Bundesministerium für Forschung und Technologie fördert zwei Vor- 
haben (1984 bis 1988), die der Erstellung einer hydrogeologischen und 
hydrogeothermischen Energiebüanz dienen. An dieser Untersuchung 
arbeiten das Bayerische Landesamt für Wasserwirtschaft, München, und 
das Geologische Landesamt Baden-Württemberg, Freiburg, zusammen. 

Die Bundesregierung ist also aktiv und gemeinschaftlich mit den beteilig- 
ten Bundesländern an der wissenschaftlich-technischen Erschließung der 
Nutzungsmöglichkeiten des Thermalbeckens tätig. Weitere Schlußfolge- 
rungen können erst nach Vorliegen sorgfältig erarbeiteter Energiebüan- 
zen gezogen werden. 


106. Abgeordneter 

Tischer 

(DIE GRÜNEN) 


Bonn, den 10. Januar 1986 
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